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Vorwort


„Im heiligen Namen Gottes, unseres himmlischen Vaters und Herrn, um


des gesegneten Blutes Jesu willen, welches der Preis der menschlichen


Erlösung gewesen, beschwören Wir Euch …, dieser grauenhaften Schlächterei,


die nunmehr seit einem Jahr Europa entehrt, endlich ein Ende zu setzen. Es ist


Bruderblut, das zu Lande und zur See vergossen wird. Die schönsten


Gegenden Europas, dieses Gartens der Welt, sind mit Leichen und Ruinen


übersät. Ihr tragt vor Gott und den Menschen die entsetzliche Verantwortung


für Frieden und Krieg. Hört auf unsere Bitte, auf die väterliche Stimme des


Vikars des ewigen und höchsten Richters, dem Ihr werdet Rechenschaft


ablegen müssen. Die Fülle der Reichtümer, mit denen Gott der Schöpfer


die Euch unterstellten Länder ausgestattet hat, erlauben Euch gewiss die


Fortsetzung des Kampfes. Aber um was für einen Preis?


Darauf mögen die Tausende junger Menschenleben antworten,


die alltäglich auf den Schlachtfeldern erlöschen.“


BENEDIKT XV., Bischof von Rom (28. Juli 1915)


Die großen Kirchen in Deutschland folgten zu Beginn des 20. Jahrhunderts einem nationalen, staatskirchlichen Paradigma und unterstützten mit ihrer „geistlichen Assistenz“ das militärische Massenmorden 19141918. Diesem abgründigen Kapitel der deutschen Religionsgeschichte sind innerhalb unseres Editionsprojektes die bereits erschienene Sammlung „Protestantismus und Erster Weltkrieg“1 und ein noch ausstehender Band zur nationalen „katholischen Kriegstheologie“ im späten Kaiserreich gewidmet.


Erschütternd ist es, wie blind und willig – ja geradezu manisch – sich die nationalkirchlichen Komplexe unter Anstiftung ihrer geistlichen Leitungen auf das Schlachtfeld begaben. Hätte man – eingedenk des vom deutschen Kolonialregime in Deutsch-Südwestafrika begangenen Völkermords an bis zu 100.000 Herero und Nama (1904-1908) – nicht wissen können, wie es um die „Sittlichkeit“ des zu Vernichtungspolitik bereiten, von der dunkelsten Seite des Preußentums durchdrungenen Staatswesens bestellt war? (Missionare, Militärgeistliche, christliche Politiker und Abonnenten nonkonformer Presseerzeugnisse gehörten jedenfalls zu den Informierten.) Schon 1912 war ein Roman des Reformpädagogen Wilhelm Lamszus (1881-1965) erschienen, der die Hölle des hochtechnisierten Gemetzels 1914-1918 in einer leider nur allzu realistischen Weise „vorwegnahm“.2 Die Staatstheologen gehörten in der Regel wohl kaum zur Leserschaft eines solchen Werkes.


Europäische Pazifist*innen hatten seit zwei Jahrzehnten angesichts von Militarismus und Aufrüstung vor einem großen Krieg gewarnt! Christliche Stimmen, eine Minderheit in der friedensbewegten Minderheit, waren beteiligt. Sie setzten am Vorabend des Ersten Weltkrieges auf eine völkerübergreifende Ökumene und entlarvten das kriegstrunkene Nationalkirchentum als Gotteslästerung. Die Militärreligion blieb – bis zum bitteren Ende und darüber hinaus – übermächtig. Doch bisweilen kam es zu Unterbrechungen der Gewalt und zur Umkehr einiger Kriegsprediger.


Von dieser nonkonformen Friedenschristenheit handelt der hier vorgelegte Band, dessen sieben Abteilungen vorab in einem Überblick vorgestellt werden sollen:


I. ANSAGE DER ZEITZEUGEN: Die Tendenz der revisionistischen Formung3 des öffentlichen Geschichtsgedenkens in den Jahren 2014-2018 war allzu offenkundig: Mehr folkloristisch gestaltet man die Ausstellung im Heimatmuseum. Preußischer Militarismus, deutsche Waffenproduktion und Rüstungspolitik, edierte Voten für eine aggressive Eroberungspolitik (Annexionismus4) aus allen gesellschaftlichen Gruppen und „außerordentliche“ Kriegsverbrechen (zunächst in Belgien) sollen nicht ins Scheinwerferlicht geraten. Das Deutsche Reich habe sich 1914 lediglich im ‚Schlafwandel‘ befunden, genau so wie alle anderen europäischen Großmächte auch. (Die Nationalsozialisten muss man nach solcher „Entschärfung“ des Ersten Weltkrieges nur noch von einem fremden Stern in eine an sich gut funktionierende Weimarer Demokratie einfliegen lassen. „Hitler warʼs“5 – und der Antihitlerismus ist doch schon seit 1945 Staatsdoktrin. Somit spricht nichts dagegen, dass die Großmacht Deutschland heute wie alle anderen, die es können, ihre ökonomischen wie geostrategischen Interessen im Rahmen einer transformierten, den modernen Erfordernissen angepassten Militärdoktrin verfolgt.)


Wache Zeitzeugen des frühen 20. Jahrhunderts wie Hellmut von Gerlach (1866-1935) und Hermann Fernau (1883-1935), die in diesem Band z.T. sehr ausführlich „zu Wort“ kommen, wussten mehr und anderes. Ihre Darlegungen sind mitnichten durch die geschichtspolitischen Projekte des letzten Jahrzehnts widerlegt. Klassische Texte wie Heinrich Vogelers „Märchen vom lieben Gott“ (1918), Erik Petersons „Christus des Garnisonspfarrers“ (1919) und Kurt Tucholskys Rückblende zur Sichtweise des ‚Friedenspapstes‘ (1931) führen uns sodann zum eigentlichen Thema der ganzen Sammlung. Sie erinnern uns daran, dass die Gottesgelehrten noch immer die deutsche Kriegstheologie aufzuarbeiten hätten und sich nicht in den länderspezifischen Ästhetiken der Herz-Jesu-Verehrung 1914-1918 etc. etc. verlieren sollten.


II. ERSTER WELTKRIEG UND ‚FRIEDENS-BEWEGUNGEN‘: Ausgangspunkt für alles Weitere ist ein stattlicher Überblick über Friedensbemühungen in der Ökumene, den der Magdeburger Theologe Eberhard Bürger 2014 zum hundertjährigen „Jubiläum“ der Anfänge des ‚Weltbundes für Freundschaftsarbeit der Kirchen‘ erarbeitet und nachträglich durch erhellende Exkurse ergänzt hat. Hier wird keineswegs suggeriert, die christlichen Friedensarbeiter*innen seien ein besonders wirkungsvoller oder gar der bedeutsamste Teil des pazifistischen Widerspruchs zur Zeit des Ersten Weltkrieges gewesen. In der Geschichtsschreibung Ludwig Quiddes zur deutschen Friedensbewegung 1914-1918 wird der Gründergeneration der deutschen Friedens-Ökumeniker*innen wohl mit Bedacht nur ein bescheidener Raum zugemessen.6 Gleichwohl kann uns das Vermittelte noch immer in Staunen versetzen. Mit seiner Darstellung7 verbindet Eberhard Bürger als Mitglied des Versöhnungsbundes die Perspektive der Ökumenischen Versammlung 1988/89 in Dresden und Magdeburg, also die Betrachtungsweise der ersten nach zwei Weltkriegen vom staatskirchlichen Paradigma befreiten Kirchen8 in deutschen Landen. Das ist ein großer Glücksfall für unsere Unternehmung. Nach dem ‚Mauerfall‘ sicherte sich bekanntlich das weitaus finanzstärkere Kirchentum der alten BRD die Hegemonie. Das Versprechen – „Kirche des Friedens werden“ – ist unter gesamtdeutschem Vorzeichen noch immer nicht eingelöst.


Ein historischer Bericht von Elisabeth Rotten (Quellentext 1932) bringt noch ein praktisches Exempel aus der frühen Versöhnungsarbeit zur Anschauung. Thomas Nauerth beleuchtet einen zentralen Aspekt vieler friedensbewegter Biographien: „Der erste Weltkrieg als pazifistische Lebenswende.“


III. FRIEDRICH SIEGMUND-SCHULTZE – LICHT UND SCHATTEN: Dem prominentesten deutschen Friedens-Ökumeniker der Zeit ist eine eigene Abteilung gewidmet. Schon vor 1914 tritt der evangelische Theologe Friedrich Siegmund-Schultze (1885-1969) in der deutsch-britischen Freundschaftsarbeit der Kirchen hervor, die lange vor der ‚Julikrise‘ von der Notwendigkeit zeugt, drohenden Kriegsgefahren entgegenzutreten. Sein Patenonkel – und wohl auch Mentor – ist ausgerechnet der ‚kaiserliche Hof- und Kriegsprediger‘ Ernst von Dryander8 (1843-1922). Gleichsam mitten in der Mobilmachung besiegelt Siegmund-Schultze mit potentiellen ‚Feinden‘ das kirchliche Freundschaftsbündnis – zunächst auf deutschem Boden! Die lichte Seite dieses Christen tritt in den Beiträgen von Thomas Nauerth und Johannes Weissinger hervor. Doch es gibt den Schatten: Der Fetisch ‚Nation‘ übt Macht aus auch über diesen ausgewiesenen Vertreter der pazifistischen Minderheit im Protestantismus. Sein Text „Völkerschlachtdenkmal und Friedenspalast“ (1913), nachzulesen zu Beginn der Abteilung III, markiert schon in der Überschrift die einander widerstreitenden Pole. Im Mai 1915 schreibt Siegmund-Schultze: „Je schwerer sich die innere Einheit des Volkes in der Heimat erhalten läßt, desto dringlicher wird die Hoffnung, die wir auf das Heer setzen. Dieser innere Sieg erscheint uns fast noch wichtiger als der äußere. Freilich gelingtʼs nicht überall. Es gibt Niedrige, die nicht wollen, und Hohe, die nicht wollen. Und wer nicht von vornherein will oder von vornherein nicht will, wird auch im Felde nicht plötzlich den Willen zur Einheit finden.“9 Gerade nach Kriegsende verlagert sich, wie J. Weissinger zeigt, der Schwerpunkt seiner Wortmeldungen im Kontext des „Kriegsschuld“-Diskurses hin zur nationalen Tendenz. Über die späten Ergebnisse dieser Entwicklung teilt Pastor Hans Francke 1931 in der „Chronik der Menschheit“ (Volltextdokumentation →S. →-→) seine „schmerzliche Enttäuschung“ mit. Hier geht es um einen Komplex, der bei der Zerschlagung der Weimarer Republik und der Vorbereitung des nächsten, wiederum kirchlich assistierten Weltkrieges zentral ist!


IV. „FRIEDENS-PFARRER“: Bis zum letzten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts ist insgesamt nur eine außerordentlich bescheidene Beteiligung von Menschen aus deutschen Landen an pazifistischen Unternehmungen zu konstatieren. (Ein wirklich auffälliges Defizit gerade in Deutschland!) Entsprechende frühe Beiträge von Christenmenschen vor der Gründungsphase der Deutschen Friedensgesellschaft (DFG) werden in der vorliegenden Sammlung nicht berücksichtigt.10 (Die katholische Militarismuskritik im frühen Kaiserreich erschließt bereits der 1. Band unserer Reihe „Kirche & Weltkrieg“.11) Ab 1892 finden evangelische Theologen den Weg zur DFG. Herausragende Persönlichkeiten wie Otto Umfrid (1857-1920) und Ernst Böhme (1862-1941) werden in unserer Sammlung eingehender vorgestellt von Helmut Donat und Karlheinz Lipp; zwei Texte von Umfrid sind auch im Quellenteil zu finden (→VII.4; VII.17). Viele Namen von Pastoren – so aus Bremen12 Albert Kalthoff (1850-1906) und Emil Felden13 (1874-1959) – ließen sich noch über Beiträge zur lokalen ‚Geschichtsschreibung im Dienste des Friedens‘ erschließen. Allein 1907 treten etwa hundert evangelische Theologen nach einer entsprechenden Kampagne der Friedensgesellschaft bei, doch im folgenden Jahrzehnt fällt die Gesamtzahl der sogenannten „Friedenspfarrer“ keineswegs viel höher aus. Immerhin findet ein Friedensappell aus diesem Kreis Anfang 1913 rund 400 Unterschriften (mit bezeichnenden regionalen Schwerpunkten bzw. Unterschieden, insbesondere sehr geringer Beteiligung in ‚altpreußischen‘ Gebieten).


Im Einzelfall wird die ‚Bekehrung‘ eines Theologen beschrieben: „1917 unterstützte der Berliner Pfarrer Karl Aner, der bis dato antipazifistisch eingestellt war, das Friedensmanifest des Papstes Benedikt XV. – für nicht wenige Protestanten ein Affront. In den folgenden Monaten entwickelte sich Aner zu einem wichtigen Friedenspfarrer. So trieb er (zusammen mit Martin Rade) die Centralstelle bzw. die ‚lose Vereinigung‘ evangelischer Friedensfreunde inhaltlich und organisatorisch voran.“14 – „Papstfreundlich“ in diesem Sinne zeigte sich ebenso der evangelische Pfarrer Paul Knapp15 (1879-1953), der 1918 in Ravensburg gar eine – nur kurz bestehende – Friedenspartei gründete.


Zu den Schatten der christlichen Pazifisten gehören später aber auch Wendungen in entgegengesetzter Richtung. Dr. Hans Hartmann (18881976), Foche-Solingen, wirbt noch 1928 als Mitglied des Versöhnungsbundes für den Bund antimilitaristischer Pfarrer, was im Quellenteil dieses Bandes nachzulesen ist (→VII.31), und schreibt dann wenige Jahre später von Wuppertal-Elberfeld aus über Gemeinsamkeiten ausgerechnet mit der NSDAP.16


Vor allem bei dieser Abteilung werden manche römisch-katholische Leser*innen es vielleicht bedauern, dass ihre Konfession im vorliegenden Band vergleichsweise nur „stiefmütterliche“ Berücksichtigung findet. Ihnen sei gesagt, dass der mit Papst Benedikt XV. verbundenen Friedensmission, die einem Matthias Erzberger und mehreren Mitbegründern des Friedensbundes deutscher Katholiken den Weg gewiesen hat, in unserer Reihe noch ein eigener Band gewidmet werden soll.


V. SOLDATEN UNTERBRECHEN DEN KRIEG: Unter dieser – von ihm selbst geprägten Überschrift – vermittelt Michael Schober Nonkonformismus und Verweigerung im militärischen Kontext. Zum legendären „Weihnachtsfrieden“ an der Front wird auch eine Betrachtung von Helmut Donat dargeboten. Erhaltene historische Fotografien des Jahres 1914 sind heute in einer gefällig kolorierten Form im Internet abrufbar. Ein aus diesem Sortiment ausgewähltes Umschlagbild würde unserem Sammelband gewiss zu etwas mehr „Popularität“ verhelfen. Eine gute Entscheidung wäre mit solcher Wahl kaum getroffen worden. Den sentimentalen Zugang kategorisch zu verlästern, hieße freilich, Gefühle, die sich hier im Wissen um viele Millionen Tote geradezu zwangsläufig melden, zu ächten. Notwendig ist aber nur der Einspruch gegen eine entschärfende Verkitschung des Geschehens, die den Abgrund verschweigt und dem Publikum die Chance einer heilsamen Beunruhigung nimmt. Denn der „Weihnachtsfrieden“ an der Front enthüllt, recht verstanden, das Subversive der Weihnacht: Die Aufkündung des Gehorsams gegen die Feldherren aller Zeiten, das Ende der blutigen „Globalisierung“ von Cäsaren im Anbruch einer universellen Geschwisterlichkeit der Menschen … die Pulverisierung jeglichen Kirchentums, das dem Kriegsverbrecher Hindenburg und ähnlichen Größen der Gewaltreligion huldigt, nicht aber dem Kind. Der Glaubenssinn aller Getauften verschaffte sich Weihnachten 1914 in den Schlachtfeldern Raum – wider die hierarchischen Lehrer der Nationalkirchen. Manchem erschloss sich das Subversive der Weihnacht womöglich schon allein durch einen Stachel, der noch im kulturellen Wissen aufgehoben war.


Zu den Schauplätzen der „Fraternisierung“17 und Kriegsdienstverweigerungen liegen immerhin breiter angelegte Darstellungen vor. Bislang unbekannte Unterbrechungen und Einsprüche „von unten“ in anderen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens haben möglicherweise auch die zahllosen heimatgeschichtlichen Weltkriegserkundungen der Jahre 2014-2018 zutage gefördert. „Theoretisch“ könnten wir ja immer sehr viel mehr wissen als das, was sich von hoher Warte aus schon allerorten herumgesprochen hat. Das gilt jedoch nicht in „leibhaftiger“ Hinsicht, denn kein Mensch kann allein tausende Lokalstudien und zigtausende Handschriften so auswerten, dass sehr viel mehr zum Vorschein kommt als eher zufällige Einblicke in Vergangenes.


VI. WIDERSPRUCH AUS KUNST UND PUBLIZISTIK: Mit dem DADA-Mitbegründer Hugo Ball18 (1886-1916), dem Journalisten Harry Stürmer, der 1917 ein ‚neudeutsch-protestantisches Kriegs-Christentum‘ (→S. 428431) kritisierte, und dem bislang wohl nur in regionalgeschichtlichen Kontexten bekannten Schriftsteller Joseph Anton Henke (1892-1917) werden in dieser Abteilung drei unterschiedliche Beispiele für Einspruch gegen den Krieg bzw. Abkehr von der Kriegsreligion vorgestellt. Damit kommt wenigstens ein ganz kleiner Ausschnitt des weiten literarischen Feldes zum Vorschein.


Verlockend wäre es gewesen, unter besseren Bedingungen (Gemeinfreiheit) die Weltkriegskritik bildender Künstler19 wenigstens über eine fortlaufende Illustration des Bandes mit jenen herausragenden Werken zu berücksichtigen, in denen Bezüge zu religiösen Bildtraditionen förmlich ins Auge springen. Für die Buchversion der vorliegenden Sammlung wird das 1916 entstandene Bild „Den Namenlosen“ des österreichischen Malers Albin Egger-Lienz (1868-1926) als Umschlagmotiv herangezogen. Dieses Gemälde, das in Bezug gesetzt werden muss zu anderen Kriegsbildern von Egger-Lienz, ist durchaus ambivalent (und eignet sich somit auch zur Anzeige der christlichen Friedensanfragen 1914-1918, in denen es an Zweigesichtigkeiten ja ebenfalls nicht fehlt). Würden wir uns den Soldaten im Zentrum – er ist als einziger dargestellt ohne Helm und mit einer blutigen Beinverwundung – wegdenken, könnte man es mit einigem Recht vielleicht wirklich als Beispiel für eine präfaschistische Ästhetik heranziehen. In der Gesamtschau der Gestaltungen dieses Künstlers mit Bezug zum Weltkrieg, in denen die Blutspur der Namenlosen zum Leichenfeld führt, spricht fast alles für eine pazifistische Deutung.20


VII. FRIEDENS-ANFRAGEN IM WORTLAUT – AUSGEWÄHLTE QUELLENTEXTE: Die Auswahl der Quellenbeispiele vermittelt – ohne den Anspruch, repräsentativ zu sein – ein pluralistisches Bild von Friedensvoten mit religiösem Hintergrund, darunter einige nur wenig bekannte Lichtblicke bis hin zu den späten Jahren der Weimarer Republik. Nicht zuletzt bot sich hier die Möglichkeit, Appelle des Erzbischofs von Uppsala, eine Pionierin der Frauenfriedensbewegung wie Auguste Kirchhoff (1867-1940), einen so überaus bedeutsamen Friedensmahner wie Friedrich Wilhelm Foerster (1869-1966) und zwei beispielhafte Friedensvoten von Rabbinern (Fritz Leon Bernstein, Leo Baeck) zumindest über Primärtexte bekannt zu machen. – Diese Abteilung verbindet gleichermaßen Ermutigung und Klage. Tröstlich bleibt die Erkenntnis, dass es trotz der allgegenwärtigen Kriegsreligion einer Minderheit unter den Christ*innen noch immer möglich war, dem ‚Rabbi Jesus‘ aus Nazareth zuzuhören und seinen Glücklich-Preisungen zu trauen. Gerade dies führt aber zur traurigen Klage, weil die oberen Etagen des ‚kirchlichen Institutes‘ im Kreis dieser Hörbereiten und Verstehenden gar nicht vertreten waren.


Vermutlich unübersehbar ist die Zahl der Friedenstexte, die als persönliche ‚Wortmeldung von unten‘ (z.B. →VII.14) heute lediglich in lokalen Geschichtswerkstätten herangezogen werden oder die aufgrund der Zensurbedingungen in den Kriegsjahren 1914-1918 keinen Weg zu einer Leserschaft finden konnten und später nur in seltenen Fällen (z.B. →VII.19) in den Druck gegeben wurden.


*


Die bedeutsamste Kritik der Kriegstheologie im Kaiserreich hat Karl Barth (1886-1968) vermittelt, dem wir bei der Fortsetzung unserer Reihe noch mehr Aufmerksamkeit widmen müssen. Die biblische Botschaft zielt auf heilende Erfahrungen in der Menschenwelt, doch sie ist das Gegenteil der religiös verbrämten Bestätigung eines Weltgefüges, das aus der Angst hervorgegangen ist und die Gewalt als Gottheit installiert.


Der Schaden, den eine egomane Kirchenapparatur zur Zeit des Menschenschlachthauses durch absurde Heilsversprechen – im Zusammenhang mit kriegsbedingten Frömmigkeitsübungen, theologischen Phantasie-Produktionen und anderen Unternehmungen zur Steigerung der eigenen Bedeutsamkeit – bei ungezählten Menschen jeden Alters angerichtet hat, führte leider nur wenige Verantwortliche zur Besinnung. Da die deutschen Kirchen 1914-1918 im Wesentlichen Kriegskirchen zur Stärkung der nationalen Kampfbereitschaft waren, deren Leitungen außerdem in nicht wenigen Fällen Friedensbemühungen geradezu sabotierten, wäre es für die Menschen nach Ansicht von Kritikern besser gewesen, es hätte sie nicht gegeben.


Angesichts neuer Feindbildproduktionen, der rasanten Aufrüstungspolitik unserer Tage und der wiederum revolutionierten Mordtechnologien des Militärs dürfen die Kirchen nicht noch einmal die Friedensbotschaft des Jesus von Nazareth verraten. Die Schönheit der in diesem Band erschlossenen Zeugnisse von Christ*innen, die sich vor über hundert Jahren der Kriegsmaschine verweigert haben, ist eine mögliche Kraftquelle für den Widerstand in der Gegenwart. Die Beispiele der wenigen Botschafter*innen des ‚Friedenskönigs‘ können uns allerdings nicht beruhigen. Denn sie offenbaren ja erst das ganze Ausmaß der Gottlosigkeit eines Kirchentums, das – ohne es selbst zu bemerken – Jesus von Nazareth nacheinander in zwei Weltkriegen exkommuniziert hat. Haben sich die Strukturen und Dogmatiken der nachkonstantinischen Kirchenkomplexe seitdem wirklich durchgreifend geändert? Was kommt hierzulande auf die Gemeinde Jesu zu, falls deutsche Bischöfe – statt im Bewusstsein der nationalen Kirchengeschichte friedenskirchliche Vorreiter für den gesamten Erdkreis zu werden – der weltkirchlichen Ökumene und dem Bischof von Rom bestenfalls hinterherhinken? Ist die Sorge unberechtigt, dass sogar nationalkirchliche Voten zugunsten der deutschen Atombombenteilhabe in einigen Schubladen liegen?


*


Dieses Lesebuch lädt ein zu fortlaufenden oder ausgewählten Erkundungen. Erarbeitet wurde der umfangreiche Band in Zusammenarbeit mit Mitgliedern des Versöhnungsbundes und des Ökumenischen Instituts für Friedenstheologie: Eberhard Bürger, Thomas Nauerth, Michael Schober und Johannes Weissinger. Weitgespannte Einblicke in den Kreis der Friedenspfarrer können dargeboten werden dank der Großzügigkeit von Dr. Karlheinz Lipp, der ein ausgesprochener Experte für dieses Forschungsfeld ist.21 Der Historiker Helmut Donat hat aus seinem Bremer Verlagsarchiv bedeutsame Beiträge und Quellentexte für mehrere Abteilungen dieses Bandes zur Verfügung gestellt. Ihm kann ich als Herausgeber für seine fachliche wie menschliche Unterstützung bei der Entwicklung des Editionsprojektes „Kirche & Weltkrieg“ gar nicht in angemessener Form danken.


Am Vorabend des Inkrafttretens


des UN-Vertrags über ein Atomwaffenverbot





	Düsseldorf, 21. Januar 2021

	Peter Bürger
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Postkarte 1914 (Archiv Eberhard Bürger, Magdeburg)








Beim Kriegsausbruch 1914


[Ein Rückblick aus den 1930er Jahren]22


Hellmut von Gerlach


Am 24. Juli 1914, als gerade die Nachricht von dem Wiener Ultimatum an Serbien eingetroffen war, sagte mir ein englischer Offizier im Hotel de Paris des bretonischen Seebades St. Lunaire: „Selbst wenn auf dem Kontinent Krieg ausbricht – England bleibt draußen. Es müßte denn sein, daß Deutschland die belgische Neutralität verletzt. Antwerpen, vier Stunden von England, in den Händen einer fremden Großmacht – das wäre für England unerträglich.“


Am 29. Juli verbürgte sich meinen Befürchtungen gegenüber der liberale Abgeordnete Joseph King im Wandelgang des Unterhauses in London für den Willen seines Landes zur Neutralität. „Wir haben eine gewaltige liberale Mehrheit. Sie ist unbedingt kriegsfeindlich. Nur wenn Deutschland die belgische Neutralität verletzen und Antwerpen besetzen sollte – das könnte kein Engländer ruhig mitansehen. Dann müßte auch ich als Pazifist für den Krieg stimmen. Aber – Ihre Regierung wird doch nicht wahnsinnig sein und uns in den Krieg hineinzwingen!“


Am 2. August saß ich im Deutschen Klub in Brüssel. Beruhigende und beunruhigende Gerüchte jagten einander. Plötzlich kam die Nachricht, die deutsche Regierung wolle der belgischen ein Ultimatum stellen.


Erst starres Entsetzen. Dann schärfster Protest der deutschen Fabrikanten und Kaufleute: „Wir trauen den deutschen Regierung manche Dummheit zu, aber so dumm wird sie doch nicht sein, ohne Not die Zahl ihrer Feinde um dreihunderttausend Soldaten zu vermehren. Und dann der Eindruck auf die Welt!“


Am nächsten Morgen wurde ich in aller Frühe durch Geschrei auf der Straße geweckt: die deutschen Truppen waren in Belgien eingerückt!


Mit Mühe und Not kam ich via Holland nach Deutschland zurück. Die erste deutsche Station war Goch. Da traf ich auch gleich den ersten deutschen Zivilstrategen. Ein Bahnbeamter goß Bier auf den Tisch im Wartesaal und zeichnete damit die künftige Karte Europas: Belgien und das Baltikum deutsch, Serbien zwischen seinen Nachbarn aufgeteilt.


Ich erkannte mein Volk nicht wieder. Die achtundvierzigstündige Bahnfahrt nach Berlin kam mir vor wie ein Querschnitt durch das Gehirn eines Schwerkranken.


In Wesel umtanzten Kinder eine Bedürfnisanstalt, um einen darin befindlichen „Spion“ einzukreisen. In Oberhausen erzählte mir die Bahnhofswache, daß man Spione an ihren unruhigen Augen und ihrem dunklen Aussehen erkenne. Zwischen Dortmund und Bochum durften aus irgendwelchen Gründen, angeblich militärischen, die Aborte im Zug nicht benutzt werden. In Gütersloh ordnete der Bahnhofskommandant meine Verhaftung an, weil ich gelacht hatte, als er einem jungen Mann befahl, die Hand aus der Hosentasche zu nehmen. In Minden stieg ein Hauptmann ein, dem die Benutzung der dortigen Badeanstalt verboten worden war, weil das Wasser von den Feinden vergiftet sei. In Hannover sah ich, wie Wolken beschossen wurden, weil man sie für französische Flugzeuge hielt. Ich sehnte mich nach Berlin, um dort mit politisch vernünftigen Leuten endlich einmal wieder politisch vernünftig reden zu können. Deshalb suchte ich in erster Linie meine Freunde von der Demokratischen Vereinigung auf. Die legten mir als Vorsitzenden dieser Vereinigung eine Erklärung zur Unterzeichnung vor, in der von „dem uns aufgezwungenen Kriege“ die Rede war. Ich verweigerte meine Unterschrift, da ich mit meinem Namen keinen Schwindel decken wollte. Die Erklärung erschien trotzdem, natürlich ohne meinen Namen.


Erschüttert stellte ich fest, daß die Demokraten genausowenig immun gegen die Kriegspsychose waren wie irgendein anderer Teil des Volkes. Auch sie glaubten an die als Nonnen verkleideten Spione, an das Attentat gegen den Kronprinzen, an die Massenerschießung von Spionen in der Alexanderkaserne, an das vergiftete Mehl, an die Autos, die Goldmassen von Frankreich nach Rußland transportierten. Sie glaubten an alles, was die Regierung durch W.T.B. (Wolffs Telegraphisches Bureau; Anm. d. Red.) verbreiten ließ, um Kriegsstimmung zu erzeugen. Immer hatten sie mit mir zusammen gepredigt: Mißtrauen ist die oberste Tugend der Demokratie. Jetzt glaubten sie der bis vor wenigen Wochen so scharf befehdeten kaiserlichen Regierung und ihren Generalen jedes Wort, auch das unsinnigste. Die beiden monistischen Leuchten Haeckel und Ostwald konkurrierten miteinander in Imperialismus. Haeckel forderte die Aufteilung Belgiens, die Annexion Nordfrankreichs und die Besetzung Londons. Professor Wilhelm Ostwald proklamierte die Vereinigten Staaten von Europa mit dem deutschen Kaiser an der Spitze.


Ich kam mir in dem Berlin der ersten Kriegstage vor wie ein Nüchterner in einer Gesellschaft von Allzufröhlichen – ein denkbar unbehaglicher Zustand. Zumal diese Leute bösartige Fanatiker geworden waren. In einer kleinen Familiengesellschaft alter Naumannianer brachte ich meine kritische Auffassung über die Schuldfrage vor. Worauf ein ehemaliger Pastor eine finstere Miene aufsteckte und sagte, er müsse sich doch sehr überlegen, ob er nicht moralisch verpflichtet sei, diese unsere Stellungnahme dem Oberkommando in den Marken mitzuteilen. In Zeiten allgemeiner Unvernunft Vernunft behalten, ist gefährlich. Meine alten Freunde und Kampfgenossen sahen mich als armen Irren oder bedenklichen Schädling an. Ich wurde ganz einsam. Erst allmählich entdeckte ich, daß doch wenigstens Vereinzelte gegen den Kriegswahnsinn gefeit geblieben waren: Kapitän Persius, Theodor Wolff, Konsul Schlieben, Rudolf Breitscheid, Hugo Haase und noch ein paar andere. Voces clamantes in deserto, soweit wir unter dem Belagerungszustand überhaupt unsere Stimme erheben durften.





22 Hellmut von Gerlach (1866-1935) beschreibt in seiner im Exil entstandenen Biographie „Von Rechts nach Links“ seinen Weg vom antisemitischen Konservativismus zum pazifistischen Liberalismus. Er war viele Jahre Vorsitzender der „Deutschen Liga für Menschenrechte“ und während der KZ-Haft Carl von Ossietzkys Chefredakteur der „Weltbühne“. 1933 ging er ins Exil nach Paris. Seine Autobiographie erschien zuerst 1937 in Zürich. – Literatur: Hellmut von GERLACH: Die Zeit der großen Lüge. Der Erste Weltkrieg und die deutsche Mentalität (1871-1921). Bremen: Donat Verlag 1994.





Einige Feststellungen künftiger


deutscher Geschichtsschreiber


(Aus: „Durch! .. zur Demokratie!“, 1917)23


Hermann Fernau


Die Aufgabe der zukünftigen deutschen Geschichtsschreiber wird im höchsten Grade undankbar und peinlich sein. Wie werden sie wohl die Begeisterung, die staunenswerte Geschlossenheit und den felsenfesten Glauben an das heilige Recht der deutschen Sache erklären, mit dem das deutsche Volk in diesen Weltkrieg gezogen ist? Werden sie, die nicht mehr unter der Burgfriedenzensur, das heißt unter der Vormundschaft des deutschen Generalstabes stehen werden, die heute in Deutschland vorgeschriebenen Ideen über die Notwendigkeit und Entstehung dieses Weltkrieges ernsthaft aufrecht erhalten? Oder werden sie sie mit Hilfe des schon heute vorhandenen erdrückenden Beweismaterials als geschichtlich unhaltbar verwerfen? Und gesetzt, ihre Wahrheitsliebe zwingt sie dazu, wie sollen sie in diesem Falle der Nachwelt wohl begreiflich machen, dass Deutschland damals nicht mit einem Gefühl des Schmerzes und der Bestürzung in diesen Weltkrieg zog, sondern mit hellem Jubel, als ginge es zu einem Fest?


Ich fürchte, die deutschen Geschichtsschreiber der Zukunft werden nur mit unwilligem Erstaunen die deutschen Zeitungen (insonderheit die Witzblätter) der ersten Kriegsmonate durchsehen können, so unpassend, so gründlich undeutsch und barbarisch wird ihnen die kuriose Rechtsidee, die Siegestrunkenheit, die Kritiklosigkeit und, sagen wir es nur offen, die Großmäuligkeit der führenden Organe und Männer Deutschlands im Angesicht der nackten, historischen Wahrheit vorkommen.


Und ihr unwilliges Erstaunen wird sich in stillen Schmerz oder helle Empörung wandeln, nachdem sie die Frage untersucht haben werden: Musste es sein? War der Weltkrieg wirklich unvermeidbar? – Vom Joche der Burgfriedenzensur befreit und nur noch mit der vorurteilslosen Feststellung der geschichtlichen Wahrheit beschäftigt, wird es ihnen leicht sein, die Antwort darauf zu finden: Nein, es musste nicht sein! Es wäre auch anders gegangen!


Denn schließlich: Warum musste Deutschland am 1. August 1914 Russland den Krieg erklären? Weil in Sarajewo ein österreichischer Thronfolger ermordet worden war? Niemand betrachtet diesen Mord als Kriegsgrund an sich, weil niemand sich vorstellen kann, dass es im zivilisierten Europa jemals Menschen gegeben habe, die der Meinung waren, ein Fürstenleben wiege Millionen gewöhnlicher Menschenleben auf. Immerhin werden die späteren deutschen Geschichtsschreiber nicht begreifen, warum man diesen Mord zum Anlass jenes Ultimatums an Serbien machte, das den Kriegswagen ins Rollen brachte. Als 1894 der französische Präsident Carnot in Lyon von einem italienischen Anarchisten ermordet wurde, fiel es da jemand in Frankreich ein, zu sagen, die Italiener seien ein „schmutziges Pack“ (so betitelten damals österreichischungarische Staatsmänner und Journalisten die Serben) und man müsse eine „Strafexpedition“ gegen sie ausrüsten? Als die Kaiserin Elisabeth von Österreich 1898 am Genfer See von einem anderen italienischen Anarchisten ermordet wurde, kam da jemand in Österreich auf die Idee, der Schweiz ein Ultimatum mit der Behauptung zu senden, der Schweizer Bundesrat schmiede Umtriebe gegen Österreich und unterstütze die irredentistische Bewegung in Italien? Keineswegs. Die Welt war über diese Attentate empört, die Mörder wurden bestraft und jedermann begriff, dass dies die einzig mögliche Erledigung war.


Dass man also 1914 den Mord von Sarajewo (der noch dazu nicht von Serben, sondern von österreichischen Staatangehörigen auf österreichischem Boden verübt wurde) zum Gegenstand einer diplomatischen Aktion gegen Serbien machte, ist eine Tatsache, die von vornherein vom Standpunkt des Rechts Verurteilung verdient. Denn ein Staat, der wegen eines solchen Vorkommnisses solche Forderungen in solcher Tonart stellt, kann nicht als friedliebend gelten; er weiß im Voraus, dass durch seine Handlung eine Kriegsgefahr entstehen muss. „Es war nicht der Fürstenmord von Sarajewo, der die Ursache zum Weltkrieg wurde“, werden die deutschen Annalen der Kriegsgeschichte den späteren Geschichtsschreibern antworten. Wenn Deutschland am 1. August 1914 Russland den Krieg erklären musste, dann geschah das aus Bündnistreue gegen Österreich. Der Mord von Sarajewo war nur ein äußeres Symptom jener serbischen und russischen Umtriebe, die seit langem schon Österreichs Weltmachtstellung bedrohten. Serbien fühlte sich stark durch Russlands Schutz. Da wir mit Österreich verbündet waren, konnten wir diese Bedrohung nicht zugeben und mussten ihm, da Russland sich eigenmächtig in den österreichisch-serbischen Konflikt einmischte, gegen Russland zu Hilfe eilen. So entstand der Weltkrieg.


Diese Begründung ist für die geschichtliche Wahrheitsforschung nur dann vollwertig, wenn sie durch Beweise erhärtet werden kann. Vergeblich werden aber die Geschichtsschreiber der Zukunft nach tatsächlichen Beweisen für die serbische und russische Drohung suchen. Aus den zahlreichen Diplomatenakten werden sie nicht ein einziges Schriftstück zutage fördern können, aus dem unzweideutig hervorgeht, dass Russland den Serben tatsächlich zum kriegerischen Widerstand gegen Österreich geraten hat. Ebenso wenig werden sie je ein beweiskräftiges Dokument finden, aus dem hervorgeht, dass der Mord von Sarajewo planmäßig im Einvernehmen mit Serbiens oder Russlands Regierung verübt wurde. Sie werden im Gegenteil die Nr. 40 des russischen Orangebuches und die überaus entgegenkommende serbische Antwort auf das österreichische Ultimatum als Beweise dafür ansehen müssen, dass Russland den Serben zur Mäßigung riet und dass Serbien diesen Rat befolgt hat. Denn eine entgegenkommendere Antwort als die, welche es Österreich gab, ist kaum denkbar.


Wenn fast alle deutschen Darstellungen behaupten, Österreich-Ungarn sei aufs Schwerste bedroht gewesen,24 so fehlen erstens, wie gesagt, die handgreiflichen, geschichtlichen Beweise für diese Bedrohung, zweitens aber (was noch wichtiger ist) wirklich glaubbare Rechtfertigungen dafür, dass Österreich mit einem Schiedsgericht nicht billiger und vernunftgemäßer zu seinem Recht kommen konnte als durch den Mord von Millionen Menschen.


Die zukünftigen deutschen Geschichtsschreiber, denen zudem die Psychologie der Fälle Prohaska, Friedjung usw. besser bekannt sein wird als uns, werden also Zweifel setzen müssen in die Behauptungen der österreichischen Diplomatie, die fortwährend von „Umtrieben“ spricht, ohne jemals greifbare Beweise dafür beizubringen.


Was andererseits die deutsche Bündnistreue für Österreich angeht, so werden sie zugeben müssen, dass sie in der Tat nicht nur treu, sondern geradezu aufdringlich war. Denn Deutschland stellte nicht nur an Russland ein zwölfstündiges Ultimatum in einem Augenblick, als Österreich selbst sich schon bereit erklärte, mit Russland abermals zu verhandeln (Rotbuch, Nr. 55 und 56), es machte also damit diese österreichische Friedensbereitschaft der letzten Minute nicht nur hinfällig, sondern es erklärte auch den Krieg an Russland volle fünf Tage vor dem so sehr bedrohten Österreich selbst. Treuer konnte man nicht sein.


Leider werden die zukünftigen deutschen Geschichtsschreiber die Aufrichtigkeit dieser „Nibelungentreue“ bezweifeln müssen, wenn sie weiter in die Kriegsgeschichte eindringen. Denn als am 23. Mai 1915 Italien plötzlich Österreich den Krieg erklärte, da wusste das bündnistreue Deutschland nichts mehr von dieser neuen, ungleich gefährlicheren Bedrohung des Bundesgenossen. War Österreichs Existenz und Weltmachtstellung durch Italien weniger bedroht als durch Serbien? Wer kennt die höheren Einsichten der damaligen Diplomaten? Tatsache ist, dass Deutschland keinen Krieg an Italien erklärte. Entweder nun, so werden die späteren deutschen Geschichtsschreiber folgern, war unsere Bündnistreue für Österreich wirklich ehrlich, dann aber war unsere Haltung im Mai 1915 Österreich gegenüber ein Vertragsbruch; oder aber, sie ist nur eine Diplomatenlüge gewesen und dann hätten unsere Vorfahren, wenn sie wirklich den Frieden wollten, dem Kampfe Österreichs gegen Serbien und Russland ebenso untätig zusehen können, wie sie später dem Kampfe ihres Bundesgenossen gegen Italien zusahen.


Aus alledem scheint hervorzugehen, dass weder der Fürstenmord von Sarajewo, noch die ständig behaupteten, aber niemals bewiesenen serbisch-russischen Umtriebe, noch auch die deutsche Bündnistreue für Österreich die wahre Ursache zum Weltkrieg sein kann. Unmöglich konnten unsere Vorfahren der halben Welt den Krieg erklären, ohne tatsächlich und handgreiflich angegriffen worden zu sein, werden die deutschen Historiker der Zukunft sagen. Gesetzt selbst, dass sie den Krieg an sich liebten, so konnten sie doch niemals so übermütig sein, gleich vier Staaten auf einmal anzugreifen. Augenscheinlich muss ein direkter Angriff auf unser Land, eine effektive Verletzung der nationalen Würde, kurzum ein handgreifliches Attentat auf unser Vaterland vorgelegen haben, das uns zum Krieg zwang.


Aha, hier haben wir den eigentlichen Casus belli (Weißbuch, S. →): „Ehe jedoch eine Meldung über die Ausführung dieses Auftrages einlief, überschritten russische Truppen, und zwar schon am Nachmittag des 1. August …, unsere Grenzen und rückten auf deutschem Gebiet vor.“ Es ist klar, dass wir das nicht dulden konnten. Zweifellos wurde die deutsche Kriegerklärung mit diesem Russeneinfall begründet. Sehen wir nach. Hier haben wir (Weißbuch, Anlage 26) die offizielle deutsche Kriegserklärung an Russland. Wie? Sie ist vom 1. August 1914 nachmittags 12 Uhr 52 Minuten datiert? Wie konnte man um 12 Uhr 52 Minuten mittags in Berlin wissen, dass „am Nachmittag“ des gleichen Tages russische Truppen die deutsche Grenze überschritten hatten? – Und was ist das? Die deutsche Kriegserklärung ist ja gar nicht mit einem Einfall russischer Truppen begründet! „Da Russland sich geweigert hat, dieser Forderung (der Einstellung der militärischen Maßnahmen) Folge zu leisten und durch diese Weigerung bekundet hat, dass sein Vorgehen gegen Deutschland gerichtet war, so habe ich die Ehre usw. usw. …“ Also waren es nicht die Russeneinfälle (S. →), die uns zum Kriege gegen Russland zwangen, sondern (S. →, Anlage 26 und 27) die Nichtbefolgung des an Russland gestellten Ultimatums?


Dieser Widerspruch in den offiziellen deutschen Dokumenten wirkt geradezu beängstigend. Wusste denn die deutsche Regierung nicht, weshalb sie eigentlich den Krieg an Russland erklären musste? Haben die russischen Truppen wirklich unsere Grenzen überschritten oder erklärten wir nur deshalb den Krieg an Russland, weil es sich geweigert hatte, auf ein Ultimatum zu antworten, dass schon seiner kurzen Befristung wegen beleidigend wirken musste! Welch sonderbarer Widerspruch in einer so blutig ernsten Sache!


Unsere aus diesem Widerspruch aufsteigende Vermutung (dass wir nämlich den Krieg an Russland nicht erklärten, weil wir mussten, sondern weil wir wollten) steigert sich zur Gewissheit durch einen offiziösen Aufsatz, der am 27. Mai 1916 im Pester Lloyd (offiziöses Organ der österreichisch-ungarischen Regierung in Budapest) erschienen ist. In Erwiderung auf eine Rede des damaligen englischen Ministers Grey, worin dieser betont hatte, dass der Krieg vermieden worden wäre, wenn man seine Vorschläge einer diplomatischen Konferenz (englisches Blaubuch, 67, 84, 101, 103) angenommen hätte, heißt es dort: „Wie groß und unabänderlich unsere Entschlossenheit war, den Streit mit Serbien so auszutragen, dass die verbrecherische Friedensbedrohung von dieser Seite ein für alle Mal ausgeschaltet würde, das mag Sir Edward Grey daraus erkennen, dass wir in voller Aufrichtigkeit feststellen: Auch wenn die russische Regierung ihr trotz scheinheiliger Zusicherungen und Beteuerungen heimlich fortgesetzte Mobilisierung unterlassen oder unterbrochen hätte, wäre Österreich-Ungarn auf keine Konferenz gegangen, sondern es hätte darauf bestanden, unbehindert von jeder dritten Seite seine Sache mit Serbien entsprechend den Notwendigkeiten seiner künftigen Sicherheit auszutragen.“


Auch wenn Russland seine Mobilisierung unterlassen oder unterbrochen hätte! – Hier hört jeder Zweifel auf. Denn es sind nicht mehr die Feinde Deutschlands, die das behaupten, es ist ein offiziöses Organ der österreichisch-ungarischen Regierung, das diese „Feststellung“ in „voller Aufrichtigkeit“ macht. Für uns ist diese Feststellung ein geschichtliches Dokument, aus dem wir leider mit nicht fort zu leugnender Deutlichkeit erkennen müssen, dass Österreich, gestützt auf Deutschland, den Krieg absolut wollte.


*


Und wie stand es mit Frankreich? Zwar begreifen wir nicht, wie die deutsche Regierung damals die fixe Idee haben konnte, ein Krieg gegen Russland sei unvermeidbar; aber noch viel unbegreiflicher ist es uns, warum sie auch Frankreich (und damit zusammenhängend leider auch Belgien) den Krieg erklären musste. Hier haben wir die Rede des deutschen Reichskanzlers vom 4. August 1914, in der es heißt: „Bombenwerfende Flieger, Kavalleriepatrouillen, auf reichsländisches Gebiet eingebrochene Kompagnien! Damit hat Frankreich, obwohl der Kriegszustand noch nicht erklärt war, den Frieden gebrochen und uns tatsächlich angegriffen.“ Hier scheint kein Zweifel möglich: Wir waren, wie uns der Reichskanzler feierlich versichert, „tatsächlich angegriffen“. Es berührt uns freilich eigentümlich, dass der Reichskanzler schon im nächsten Satz der gleichen Rede zugibt, dass wir selbst die französische Grenze schon vor der Kriegserklärung überschritten haben:


„Von den französischen Beschwerden über Grenzverletzungen unsererseits ist nur eine einzige zuzugeben. Gegen den ausdrücklichen Befehl hat eine, anscheinend von einem Offizier geführte Patrouille des 14. Armeekorps am 2. August die Grenze überschritten.“ Der Reichskanzler sucht die Bedeutung dieser Tatsache abzuschwächen, indem er fortfährt: „Aber lange bevor diese einzige Grenzüberschreitung erfolgte, haben französische Flieger bis nach Süddeutschland hinein auf unsere Bahnlinien Bomben abgeworfen.“


Man wird es uns nicht verübeln, wenn wir, nachdem wir in Sachen der russischen Grenzüberschreitungen die Unrichtigkeit der deutschen Darstellungen feststellen mussten, auch hier wieder nach unumstößlichen Beweisen für den „tatsächlichen Angriff“ suchen. Zunächst stellen wir fest, dass die deutsche Kriegserklärung, die Herr von Schoen am 3. August 1914 um 6 Uhr 45 Minuten in Paris überreichte, von eigentlichen Grenzüberschreitungen überhaupt nichts weiß, sondern sich nur auf die auch vom Reichskanzler hervorgehobenen Fliegerüberfälle stützt:


„Die deutschen Verwaltungs- und Militärbehörden haben eine gewisse Anzahl ausgesprochen feindseliger Handlungen festgestellt, welche auf deutschem Gebiet durch französische Flieger begangen worden sind. Von diesen haben mehrere offenbar die Neutralität Belgiens verletzt, indem sie das Gebiet dieses Landes überflogen. Der eine machte den Versuch, Gebäude in der Nähe von Wesel zu zerstören, der andere wurde über der Gegend der Eifel erblickt, ein anderer warf Bomben auf die Eisenbahnstrecken in der Nähe von Karlsruhe und von Nürnberg. Ich bin beauftragt und habe die Ehre usw. …“ (Französisches Gelbbuch, Nr. 147).


Der deutsche Reichskanzler hätte unsere Nachforschungen durch Angabe von Daten und Einzelheiten bedeutend erleichtern können. Diese fehlen leider in seiner Rede gänzlich. Wir waren daher genötigt, die Zeitungen von Wesel, Karlsruhe und Nürnberg aus der Zeit vom 25. Juli bis 3. August 1914 genau durchzusehen. Eine umso langwierigere Arbeit, als alle unsere Nachforschungen leider ergebnislos verlaufen sind. Keine dieser Zeitungen weiß etwas von französischen Fliegern zu berichten, die Bomben geworfen hätten. Kann man glauben, dass sie über ein so geräuschvolles Ereignis Stillschweigen beobachtet hätten? Aber nicht nur wir haben nach Beweisen für den vom Reichskanzler und dem deutschen Gesandten angegebenen Kriegsgrund gesucht. Schon während des Weltkrieges haben aufrichtige deutsche Patrioten danach geforscht und, als sie nichts fanden, sich direkt an die deutschen Behörden um Auskunft gewandt. Einer von ihnen, Herr Dr. Schwalbe, Herausgeber der „Deutschen Medizinischen Wochenschrift“ in München, erhielt auf seine Anfrage folgenden vom 3. April 1916 datierten Bescheid des Nürnberger Magistrats, den er in der Nummer vom 18. Mai 1916 seiner Wochenschrift zum Abdruck brachte: „Dem stellvertretenden Generalkommando des III. bayrischen Armekorps hier ist nichts davon bekannt, dass auf die Bahnstrecke Nürnberg-Kissingen und Nürnberg-Ansbach vor und nach Kriegsausbruch je Bomben von feindlichen Fliegern geworfen worden sind. Alle diesbezüglichen Behauptungen und Zeitungsnachrichten haben sich als falsch herausgestellt.“


Als falsch herausgestellt! Also war die Begründung der Kriegserklärung an Frankreich eine Fabel? Also erklärten wir den Krieg an Frankreich nicht, weil wir „tatsächlich angegriffen“ waren, sondern weil wir es unter erfundenen Vorwänden angreifen wollten? Also war das Ganze nur eine freie Erfindung? Es ist erschütternd, sich vorzustellen, dass es im 20. Jahrhundert Leute gab, die solche Erfindungen machten und im gleichen Atemzug feierlich proklamierten: „Meine Herren! Wir sind jetzt in der Notwehr! Und Not kennt kein Gebot!“


Im Osten Einfälle russischer Truppen, im Westen Fliegerbomben auf süddeutsche Eisenbahnen. Im Osten ein beklemmender Widerspruch zwischen der Kanzlerrede und der offiziellen deutschen Kriegserklärung. Im Westen ein noch krasserer Widerspruch in zwei aufeinander folgenden Sätzen der gleichen Kanzlerrede. Hier die „in voller Aufrichtigkeit“ gemachte Feststellung eines hochoffiziösen Blattes, dass man von vornherein entschlossen war, keine Konferenz anzunehmen, das heißt den Krieg vom Zaun zu brechen. Dort die nicht minder kategorische Feststellung deutscher Behörden, dass der „tatsächliche Angriff“, womit der deutsche Reichskanzler die Kriegserklärung an Frankreich begründet hatte, eine freie Erfindung der deutschen Regierung ist. Dieser Reichskanzler ist wahrlich eine Merkwürdigkeit der Weltgeschichte.


*


Das geht übrigens auch aus den Reden hervor, die Herr von Bethmann Hollweg im Laufe des Weltkrieges gehalten hat. So sagte er zum Beispiel in seiner berühmten Rede vom 9. November 1916: „Der Akt, der den Krieg unvermeidlich machte, war die russische Generalmobilmachung, die in der Nacht vom 30. auf den 31. Juli angeordnet wurde.“ Wir gestehen: Wir begreifen nicht, wie man nach 27 Monaten Krieg noch so zum deutschen Volke sprechen konnte. Die Mobilisation in Russland, Österreich, Deutschland und Frankreich war doch offenbar das Ergebnis achttägiger diplomatischer Vorverhandlungen, das heißt der Schlussakt des großen Weltdramas, dessen Vorspiel schon am 23. Juli mit der Übergabe des Ultimatums an Serbien begann. Wie man ein Pferd nicht beim Schwanz zäumen, so kann man auch die Aufführung eines Dramas nicht mit seinem Schlussakt beginnen. Ganz besonders hier nicht, weil schon in der Einleitung zum deutschen Weißbuch (S. 6) die bezeichnenden Worte stehen:


„Wir waren uns hierbei (dass wir Österreich unser Einverständnis zu diesem Ultimatum gaben) wohl bewusst, dass ein etwaiges kriegerisches Vorgehen Österreich-Ungarns Russland auf den Plan bringen und uns hiermit unseren Bundespflichten entsprechend in einem Krieg verwickeln könnte.“


Dieser Satz besagt deutlich, dass man deutscherseits das Risiko eines europäischen Krieges sorgfältig und vorsätzlich schon am 23. Juli 1914 in Erwägung gezogen hatte. Lange bevor die russische Mobilisation angeordnet wurde, hatte Österreich Serbien den Krieg erklärt und ihn mit der Beschießung Belgrads begonnen. Ihrerseits hatte die deutsche Regierung zwei englische und zwei russische Vermittlungsvorschläge abgelehnt und außerdem einen direkt vom russischen Zaren ausgehenden Vorschlag (den österreichisch-serbischen Konflikt beim Haager Schiedsgericht zu unterbreiten) einfach unterschlagen (ein anderes Wort ist hier leider nicht anwendbar).


Die Besprechung der Schuldfrage muss also, wenn sie vorurteilslos und gewissenhaft sein soll, bei den Wörtchen „wohl bewusst“ des obigen Satzes beginnen.25 Aus der Fülle der Ereignisse die russische Mobilisation herausgreifen und sozusagen als ein Ding an sich besprechen, ist unzulässig und erweckt den Anschein gewollter Außerachtlassung der vorausgegangenen Ereignisse, die zur Mobilisation führten.


Aber selbst wenn wir dem Reichskanzler zuliebe die russische Generalmobilisation einen Augenblick als Ding an sich betrachten, können wir ihm nicht beistimmen. Der Reichskanzler sagte:


„Was übrigens den defensiven Charakter der russischen Gesamtmobilisation betrifft, so will ich hier ausdrücklich feststellen, dass beim Ausbruch des Krieges im Jahre 1914 noch eine 1912 erlassene Anweisung der russischen Regierung in Kraft war, die wörtlich folgende Stelle enthält: Allerhöchst ist befohlen, dass die Verkündung der Mobilisation zugleich die Verkündung des Krieges mit Deutschland ist.“


Auch hier wollen wir dem Reichskanzler zuliebe gar nicht die Frage untersuchen, warum er dieses Dokument erst nach 27 Monaten Krieg bekannt gab, statt (wie das jeder andere Staatsmann in seiner Lage getan hätte) sofort, als von allen Seiten die Anschuldigungen erhoben wurde, die deutsche Regierung habe den Krieg vorsätzlich herbei geführt. Auch wollen wir einen Augenblick mit dem Kanzler annehmen, die russische Mobilisation sei tatsächlich früher erfolgt als die österreichische (wie sehr anfechtbar diese Behauptung ist und dass es sich dabei auf alle Fälle nur um einige Stunden gehandelt haben kann, ergibt sich aus Gelbbuch, Nr. 115, und Rotbuch, Nr. 53).26 Trotz aller dieser entgegenkommenden Voraussetzungen können wir die Nichtigkeit der Bethmann Hollwegschen Behauptung (die russische Generalmobilisation habe den Krieg unvermeidlich gemacht, denn sie sei gleich bedeutend mit einer Kriegserklärung gewesen) noch immer durch vier Tatsachen beweisen, gegen die es keine Argumente gibt.


Erstens durch folgendes (nach bereits angeordneter russischer und deutscher Generalmobilisation) gesandtes Telegramm des Zaren an Wilhelm II.: (Petersburg, 1. August 1914) „Ich habe Dein Telegramm erhalten, ich verstehe, dass Du gezwungen bist, mobil zu machen, aber ich möchte von Dir dieselbe Garantie haben, die ich Dir gegeben habe, nämlich, dass diese Maßnahmen nicht Krieg bedeuten und dass wir fortfahren werden zu verhandeln …“ (Vgl. hierzu Weißbuch, S. 12, die Zarendepesche vom 31. Juli). Hier ist also das feierliche Wort des Zaren wiederholt worden, dass die Mobilisation nicht Krieg bedeutet. Welche moralische und völkerrechtliche Berechtigung hatte die deutsche Regierung, dem feierlichen Wort des Zaren zu misstrauen? Warum antwortete Wilhelm II. auf dieses Telegramm nicht mit der erbetenen Garantie, sondern mit dem abermaligen Verlangen der sofortigen Demobilisierung und mit den folgenschweren Worten: „Bis ich diese Antwort erhalten habe, bin ich zu meiner Betrübnis nicht in der Lage, auf den Gegenstand Deines Telegrammes einzugehen.“ (Weißbuch, S. 14) Warum?


Zweitens standen Russland und Österreich sowohl 1908 als auch später 1912 wochenlang voll mobilisiert an den Grenzen und gingen doch nicht zum Krieg über. Warum? Weil damals keiner der verhandelnden Diplomaten den geheimen Vorsatz zum Krieg hatte. Deshalb wurden trotz der Mobilisation hüben und drüben die Verhandlungen fortgeführt und die Konflikte friedlich beigelegt. Auf diese geschichtlichen Präzedenzfälle hat übrigens Graf Berchtold, der damalige österreichische Minister, ausdrücklich selbst hingewiesen (Rotbuch Nr. 17), um aller Welt klarzumachen, dass die Mobilisation auf der einen oder anderen Seite eben noch lange nicht Krieg bedeutet.


Drittens aber wusste damals jedes Kind in Deutschland, dass just eine russische Generalmobilisation durchaus keine so unmittelbare Gefahr für Deutschland war, wie Herr von Bethmann Hollweg uns glauben machen möchte. Infolge seiner Gebietsausdehnung und mangelhaften Eisenbahnverbindungen brauchte Russland für die volle Mobilisation seiner Streitkräfte etwa viermal so viel Zeit als andere europäische Militärstaaten. Just dieser für Deutschland beruhigende Umstand hätte es der deutschen Regierung ermöglichen müssen, ohne Gefahr einige Tage zuzuwarten, das heißt, die Verhandlungen fortzuführen. Statt aber diese Langsamkeit der russischen Mobilisation als willkommene Gelegenheit für weitere Friedensverhandlungen auszunutzen, war sie im Gegenteil von der deutschen Regierung als Faktor des erhofften Sieges in ihren Kriegsplan eingestellt worden. In der Tat beruhte der deutsche Kriegsplan (bis zur Schlacht an der Marne), so wie er uns heute bekannt ist, auf der Langsamkeit der russischen und der Schnelligkeit der eigenen Mobilisation. Das heißt, er war in seinem ersten Teil überhaupt nicht gegen Russland, sondern gegen Frankreich und Belgien gerichtet. Das war so sehr der Fall, dass man im Vertrauen auf die Langsamkeit der russischen Mobilmachung die deutsche Hauptarmee durch Belgien gegen Frankreich schickte, die ostpreußische Grenze nur mit ungenügenden Streitkräften besetzte, infolge dessen die Schlacht bei Gumbinnen verlor, halb Ostpreußen preisgeben und Anfang September 1914 bedeutende Truppenmassen aus Frankreich abziehen und gegen Russland schicken musste, um eine Katastrophe in Ostpreußen zu vermeiden. Das hatte die Niederlage an der Marne, den Bankrott des deutschen Kriegsplans und die Entlassung seines Urhebers Moltke zur Folge. Die historisch feststehende Tatsache ist also, dass dem deutschen Generalstab die russische Generalmobilmachung auf Wochen hinaus so ungefährlich, ihre Langsamkeit so selbstverständlich erschien, dass er seinen ganzen Kriegsplan darauf aufgebaut hatte und sich unmittelbar nach der Kriegserklärung gar nicht gegen Russland, sondern ausschließlich gegen Belgien und Frankreich wandte. Trotzdem wagte Herr von Bethmann Hollweg, seinen Zeitgenossen jene Mobilmachung als ein in der nächsten Stunde losbrechendes Kriegsgewitter hinzustellen, das Deutschland bei Gefahr seines Lebens zwang, ohne Besinnen nach allen Seiten hin loszuschlagen.


Viertens endlich muss die höchst eigentümliche Tatsache hervorgehoben werden, dass Österreich selbst (dem zuliebe doch die deutsche Regierung so übereilt vorging) zwar fast gleichzeitig mit Russland mobilisiert hatte, die diplomatischen Verhandlungen mit Petersburg aber ruhig fortsetzte (Rotbuch, Nr. 53, 55, 56) und den Krieg an Russland erst fünf Tage später erklärte als Deutschland selbst.


Die Gefährlichkeit der russischen Mobilmachung (die nach der Darstellung des Herrn von Bethmann Hollweg den Krieg unvermeidlich machte) wird also widerlegt: 1. durch ein feierliches und wiederholt gegebenes Wort des russischen Zaren; 2. durch geschichtliche Präzedenzfälle und den Hinweis darauf durch den verbündeten Grafen Berchtold; 3. durch den Aufbau und die Durchführung des deutschen Kriegsplanes und 4. endlich durch die Haltung der österreichischen Regierung selbst, der die russische Generalmobilmachung so ungefährlich schien, dass sie trotzdem die Verhandlungen fortsetzte und den Krieg an Russland erst am 5. August erklärte.


Im Lichte dieser geschichtlichen Tatsachen gesehen, erscheint uns also die These und Logik des deutschen Reichskanzlers nicht eben stichhaltig. Wenn damals niemand im deutschen Reich dagegen protestierte, so erklärt sich diese erstaunliche Tatsache aus dem Zustand des sogenannten Burgfriedens. „Burgfrieden“ nannten unsere Vorfahren jene merkwürdige Einrichtung, mit deren Hilfe die deutsche Regierung jede freie Meinungsäußerung unterbinden und von vornherein in allem und jedem Recht haben konnte. Herr von Bethmann Hollweg sagte in jener Rede weiter: „Das Haager Schiedsgericht, das er (Lord Grey) zwar anbot, ist ja äußerlich sehr bedeutungsvoll; aber es wurde angeboten, als bereits die russischen Truppen gegen uns in Bewegung gesetzt waren.“ Auch dieser Satz zeigt uns, wie bequem für die damaligen (von jeder Verantwortung vor dem Volke freien) Staatsmänner Deutschlands der Burgfrieden war.


Erstens nämlich hat nicht Lord Grey das Haager Schiedsgericht angeboten, sondern zunächst die serbische Regierung in ihrer Antwortnote an Österreich (französisches Gelbbuch, Nr. 49). Dieser Vorschlag wurde Österreich bereits am 25. Juli gemacht, als also von russischen Truppen noch nirgendwo die Rede war. Statt auf diesen Vorschlag einzugehen, hat die österreichische Regierung die Verhandlungen einfach abgebrochen und Serbien den Krieg erklärt. Für diese ebenso voreilige wie brutale Handlungsweise der verbündeten Regierung hat Herr von Bethmann Hollweg nicht nur niemals ein Wort des Tadels gefunden, sondern (Weißbuch, S. 7) sie ausdrücklich gebilligt.


Zweitens aber wurde das Haager Schiedsgericht vom russischen Zaren in einer Depesche an Wilhelm II. angeboten. Diese Depesche trägt das Datum des 29. Juli 1914. Sie wurde, nochmals wiederholt, von der deutschen Regierung weder beantwortet, noch dem deutschen Volke überhaupt bekannt gegeben. Erst als der Moniteur officiell der russischen Regierung (31. Januar 1915) auf das Vorhandensein dieser Depesche hinwies, hat sich die deutsche Regierung herbeigelassen zuzugeben, dass sie sie empfangen habe und – sie in die zweite Ausgabe ihres Weißbuches aufgenommen. Diese Tatsache allein sagt uns über die Schuld am Kriege mehr als alle bis zum 9. November 1916 gehaltenen Reichskanzlerreden zusammengenommen. Halten wir die Daten fest: Das Haager Schiedsgericht wurde von Serbien am 25. Juli und vom russischen Zaren am 29. Juli 1914 vorgeschlagen. Der Reichskanzler sagte in seiner Rede vom 9. November 1916, die russische Generalmobilmachung sei „in der Nacht vom 30. auf den 31. Juli 1914 angeordnet worden“, und in seiner Rede vom 4. August 1914 heißt es, dass „schon am Nachmittag des 1. August russische Truppen unsere Grenzen überschritten“. Woraus sich zunächst ergibt, dass das Haager Schiedsgericht zweimal zu einer Zeit vorgeschlagen wurde, als noch nirgendwo „russische Truppen gegen uns in Bewegung gesetzt waren“. Und woraus sich weiter ergibt, dass Herr von Bethmann Hollweg genötigt war, wissentlich die Dinge anders darzustellen, als sie geschichtlich erwiesen sind. Denn nur auf diese Weise konnte er die für die Feststellung der Schuld höchst wichtige Tatsache aus der Welt schaffen, dass ihm und seinem Wiener Kollegen das Haager Schiedsgericht zweimal zu einer Zeit vorgeschlagen wurde, als eben noch keine russischen Truppen gegen uns in Bewegung waren.


Der Reichskanzler betonte in seiner Rede weiter, dass er in Wien einen Druck zugunsten des Friedens ausgeübt und zur Annahme des Greyschen Vermittlungsvorschlages geraten habe. Er bezieht sich dabei auf zwei Depeschen. Von der ersten sagt er: „Bekannt ist die Instruktion, die ich am 30. Juli an unseren Botschafter in Wien gab.“ Den Wortlaut dieser Instruktion hat der Reichskanzler bereits in seiner Rede von 19. August 1914 bekannt gegeben. Er fügte damals hinzu, er habe diese Depesche kurz vor Ausbruch des Krieges in der englischen Presse veröffentlichen lassen. Und in der Tat ist sie in der „Westminster Gazette“ vom 1. August 1914 abgedruckt worden. Sonst aber fehlt sie in allen offiziellen Dokumentensammlungen und am meisten im deutschen Weißbuch. Der Tatbestand in Bezug auf diese Depesche ist also folgender: Sie wurde am 1. August 1914 in einer einzigen englischen Zeitung und sonst nirgendwo veröffentlicht. Erst zwölf Monate später bezeichnete der deutsche Reichskanzler diese Veröffentlichung als sein Werk. Englische Geschichtsschreiber haben aus dieser merkwürdigen Tatsache den Schluss gezogen, es handle sich hier um ein erfundenes Dokument, das im kritischen Moment eigens zu dem Zweck in jene englische Zeitung gebracht wurde, um England vom Krieg zurückzuhalten, das heißt den Eindruck zu erwecken, die deutsche Regierung habe sich in Wien ernsthaft für den Greyschen Vermittlungsvorschlag eingesetzt. Aber ob erfunden oder nicht: Die Tatsache steht fest, dass die deutsche Regierung keine plausible Erklärung darüber gegeben hat, warum diese Depesche in allen offiziellen Dokumentensammlungen fehlt. Kein Staatsmann, der das Recht auf seiner Seite fühlt und sich in einer so schwierigen Lage befindet wie damals der deutsche Reichskanzler, kann ein Interesse daran haben, solche Dokumente jahrelang zu verbergen. Denn schon zu Beginn des Krieges wurde der Reichskanzler von allen Seiten beschuldigt, er habe in Wien nicht mäßigend und vermittelnd eingegriffen und dadurch die Katastrophe unvermeidlich gemacht. Warum hat er Dokumente, die das Gegenteil beweisen konnten, nicht schon zu einer Zeit bekannt geben, als noch niemand an ihrer Echtheit zweifeln konnte?


Dieselbe Bemerkung gilt in weit höherem Maße noch von der zweiten Depesche, die der Reichskanzler zum ersten Mal in der Rede vom 9. November 1916 bekannt gab. Nach 27 Monaten Krieg zog er plötzlich eine Depesche an seinen Wiener Gesandten hervor, in der es unter anderem heißt: „Das politische Prestige Österreich-Ungarns und die Waffenehre seiner Armee sowie seine berechtigten Ansprüche gegen Serbien könnten durch die Besetzung Belgrads oder anderer Plätze hinreichend gewahrt werden. Wir müssen daher dem Wiener Kabinett dringend und nachdrücklichst zur Erwägung geben, die Vermittlung zu den angebotenen Bedingungen anzunehmen. Die Verantwortung für die sonst eintretenden Folgen wäre für Österreich-Ungarn und uns eine ungemein schwere.“ – Bedauerlicherweise gibt der Reichskanzler nicht das genaue Datum an, an dem er diese wichtige Depesche nach Wien sandte. Er sagte nur: „ Ich habe ‚damals‘ nach Wien telegraphiert“: Damals! Als ob hier nicht die genaueste Zeitangabe von höchster Wichtigkeit wäre. Dies umso mehr, als dieses Telegramm (wie auch das vorerwähnte) nirgendwo in den stattgehabten Depeschenwechsel eingepasst werden kann. Man versuche einmal diese Einpassung und man wird finden, dass, wo man sie auch versucht, ihr Inhalt in krassem Widerspruch zu anderen voraufgegangenen deutschen Schriftstücken steht. (So namentlich zu Weißbuch, Anlage 12, wo der Reichskanzler seinem Londoner Botschafter ausdrücklich erklärt: „Es ist für uns unmöglich, unseren Bundesgenossen in seiner Auseinandersetzung mit Serbien vor ein europäisches Gericht zu ziehen.“)


Noch wichtiger aber als die Frage, warum diese Depeschen nicht früher bekannt gegeben wurden und warum sie in so offenbarem Widerspruch mit anderen deutschen Diplomatenakten stehen, ist jene andere Frage: Welche Antwort hat Österreich-Ungarn auf diese Depeschen gegeben? Bis auf den heutigen Tag haben wir vergeblich nach solchen Antworten gesucht.


Es gibt hier nur zwei Möglichkeiten: Entweder die österreichische Regierung hat sich um diese deutschen Anregungen überhaupt nicht bekümmert, und dann war das eine grobe Beleidigung des verbündeten Berliner Kabinetts; oder aber sie hat ehrlich versucht, ihnen nachzukommen, und dann liegt keine Veranlassung vor, uns jene Dokumente vorzuenthalten, die das klar beweisen. Solche Dokumente aber fehlen.27


Folglich steht die geschichtliche Tatsache fest, dass die österreichische Regierung die ihr von Berlin erteilten Ratschläge nicht beachtet hat. Wenn wir daher, trotz der vorerwähnten Bedenken, einen Augenblick annehmen, die Echtheit jener Depeschen sei erwiesen, das heißt die deutsche Regierung habe tatsächlich in dem angegebenen Sinne einen Druck auf Wien ausgeübt, dann ergibt sich in diesem Falle die logische Schlussfolgerung, dass jene an den Wiener Botschafter gesandten Depeschen, mit denen der deutsche Reichskanzler sich zu rechtfertigen suchte, ihn und seine Verbündeten in Wahrheit noch mehr belasten. Denn da es erwiesen ist, dass Österreich in keiner Weise auf jene Vorschläge einging (siehe auch den oben zitierten offiziösen Artikel der österreichischen Regierung im Pester Lloyd vom 27. Mai 1916), so ergibt sich daraus erstens ein deutlicher Beweis für die Kriegslust der verbündeten österreichischen Regierung; zweitens aber eine Nichtachtung der Ratschläge des verbündeten Berliner Kabinetts, die direkt eine Beleidigung für Deutschland war. – Gesetzt, A ist mit B verbündet; B gerät in Streit mit C und A rät ihm ernsthaft, sich vor Übertreibungen zu hüten, da er keine Lust habe, seinetwegen Krieg zu führen; B aber schlägt alle guten Ratschläge in den Wind, weil er von vornherein entschlossen ist, „auf keine Konferenz zu gehen“, auch wenn C seine Mobilmachung unterlassen oder unterbrochen hätte. Besteht in diesem Fall für A noch eine Verpflichtung, dem B doch zu helfen? Hat er nicht vielmehr jetzt ein Recht, über B‘s Halsstarrigkeit und Kriegslust empört zu sein und ihn seinem Schicksal zu überlassen?


Entweder, oder: Entweder hat der deutsche Reichskanzler in Wien ernsthaft für die Annahme der Greyschen Vermittlungsvorschläge gesprochen; dann aber ergab sich für ihn, da Österreich nicht auf ihn hörte, im Namen des Friedens die moralische Pflicht, einen so kriegslustigen Verbündeten abzuschütteln. Oder aber, jene Depeschen waren (wenn sie echt sind) von vornherein nur Getue. Wir wiederholen: Dieser Reichskanzler ist eine Merkwürdigkeit der Weltgeschichte. Wenigstens kennen wir kein anderes Beispiel eines Staatsmannes, der sich in dem Bemühen, seine Handlungen zu rechtfertigen, fortwährend selbst anklagte.


Der Reichskanzler wandte sich in jener berühmten Rede vom 9. November 1916 namentlich gegen den damaligen englischen Minister Lord Grey und dessen Rede vom 23. Oktober 1916. Nachdem er in der eben beleuchteten Weise die Schuldlosigkeit Deutschlands bewiesen hatte, war es ihm eine angenehme Aufgabe, jene Greysche Behauptung zu widerlegen, die darin gipfelte, dass die verfrühte Ankündigung der deutschen Mobilisation durch den Lokal-Anzeiger (Berlin, 30. Juli 1914) eine „Emser Depesche“ gewesen sei, mit der die deutsche Regierung Russland zur sofortigen Mobilisation habe veranlassen wollen. Diese Unterstellung des englischen Ministers war nicht eben sehr geschickt und für die Feststellung der Schuld am Kriege durchaus belanglos. – Wir glauben Herrn von Bethmann Hollweg gern, dass die deutsche Regierung zu dieser verfrühten Bekanntmachung des Lokal-Anzeigers in keiner Beziehung stand. Er konnte daher mit vollem Recht sagen: „Wir brauchen kein Tribunal zu scheuen“ und einen glaubhaften Gegenbeweis zu Greys Verdächtigung erbringen.


Dieser Teil der Greyschen Rede und der Bethmannschen Gegenrede war höchst überflüssig. Es gab in der Weltgeschichte niemals so zahlreiche und offensichtliche „Emser Depeschen“ als in der Zeit vom 23. Juli bis 5. August 1914; Lord Grey hatte also bei dem reichlichen Vorrat daran wirklich nicht nötig, noch eine dazu zu erfinden und die wirklichen zu übersehen. Unter einer „Emser Depesche“ verstanden die Völker Europas damals jenes Manöver, das Bismarck im Jahre 1870 erfunden und in seinen „Gedanken und Erinnerungen“ eingehend erzählt hat. Es bestand im Wesentlichen darin, durch gefälschte, verstümmelte oder gar erfundene offizielle Dokumente den Gegner zum Krieg zu reizen und im eigenen Volke Stimmung für einen beabsichtigten Krieg zu machen. Um sich von der erstaunlichen Tatsache zu überzeugen, dass in der Zeit vom 23. Juli bis 5. August 1914 mindestens ein Dutzend solcher „Emser Depeschen“ fabriziert und veröffentlicht worden sind, braucht man nur eine beliebige deutsche oder österreichische Zeitung aus diesen dunklen Tagen zur Hand zu nehmen. Für die deutsche und österreichische Regierung handelte es sich Ende Juli und Anfang August 1914 darum, dem Volke einen offenbaren Angriffskrieg (auch Präventivkrieg genannt) als heiligen Verteidigungskrieg hinzustellen und dergestalt jene vaterländische Begeisterung zu entfachen, ohne die kein moderner Staat Krieg führen konnte. Dieser Zweck wurde mit mehreren „Emser Depeschen“ erreicht.


So zum Beispiel mit der „Halbamtlichen Mitteilung“ des Wiener Pressebureaus vom 28. Juli 1914 (französisches Gelbbuch, Nr. 75), die in allen deutsch-österreichischen Zeitungen veröffentlicht wurde und dem Volke die serbische Antwort so darstellte, als liege darin eine kriegerische Herausforderung Österreichs und die Notwendigkeit, für die Verteidigung des bedrohten Vaterlandes zu den Waffen zu greifen.


Eine ähnliche „Emser Depesche“ haben wir in der Veröffentlichung der serbischen Antwortnote durch die Norddeutsche Allgemeine Zeitung vom 29. Juli 1914 vor uns. Diese Veröffentlichung erfolgte – obwohl sie schon vom 25. datiert und spätestens am 26. früh in Wien und Berlin war – erst am 29. Juli. Sie war außerdem mit „Anmerkungen“ durchsetzt, die für die Veröffentlichung solcher Dokumente durchaus unstatthaft sind. Das heißt also: Die serbische Antwort wurde in Deutschland erst veröffentlicht, nachdem Österreich bereits den Krieg an Serbien erklärt hatte, womit man das Volk vor eine vollendete Tatsache stellte. Und in der Furcht, die serbische Antwort könne trotzdem einen allzu günstigen Eindruck auf die Leser machen, „verstümmelte“ man sie durch „Anmerkungen“, die den deutlichen Zweck verfolgten, dem Urteil der Leser vorzugreifen und den Glauben an die Niedertracht und Unglaubwürdigkeit der serbischen Regierung zu erwecken. Warum jene Anmerkungen? Was bezwecken sie anders, als die Nachgiebigkeit der serbischen Regierung zu verschleiern und eine Kriegserklärung zu rechtfertigen, die sich aus der kommentarlosen Lektüre der serbischen Antwort eben nicht rechtfertigen ließ.


Eine „Emser Depesche“ ganz anderer Art ist folgende „Amtliche Erklärung zum Vorgehen Frankreichs“, die in allen deutschen Zeitungen nachgelesen werden kann:


„Berlin, 3. August (Amtliche Meldung): Bisher hatten deutsche Truppen, den erhaltenen Befehlen gemäß, die französische Grenze nicht überschritten. Dagegen greifen seit gestern französische Truppen ohne Kriegserklärung unsere Grenzposten an. Sie haben, obwohl uns die französische Regierung noch vor wenigen Tagen die Einhaltung einer unbesetzten Zone von 10 km zugesagt hatte, an verschiedenen Punkten die deutsche Grenze überschritten. Französische Kompagnien halten seit gestern deutsche Ortschaften besetzt, bombenwerfende Flieger erschienen in Baden und Bayern und sind unter Verletzung der Neutralität über belgisches Gebiet in die Rheinprovinz eingedrungen und versuchen, unsere Bahnen zu zerstören. Frankreich hat damit den Angriff gegen uns eröffnet. Die Sicherheit des Reichs erfordert Gegenmaßnahmen. Der Kaiser hat die erforderlichen Befehle erteilt. Der deutsche Botschafter in Paris ist beauftragt, seine Pässe zu fordern.“


Hier handelt es sich nicht mehr um eine bloße Ausdeutung und Verstümmelung offizieller Dokumente wie in den beiden ersten Fällen, sondern (wie wir heute positiv wissen) um eine direkte Erfindung. Jeder Deutsche der damaligen Zeit war gewöhnt, den „amtlichen Meldungen“ seiner Regierung blindlings zu glauben; nachdem er in allen Zeitungen gelesen und aus dem Munde des Reichskanzlers (Reichstagssitzung vom 4. August) gehört hatte, dass „Frankreich uns tatsächlich angegriffen“ hatte, griff er mit heiliger Empörung zu den Waffen für die Verteidigung seines Vaterlandes. Der Zweck jener „Emser Depesche“ war glänzend erreicht worden. Aber für die in ihr behaupteten Ereignisse ist die deutsche Regierung nicht nur den Wahrheitsbeweis schuldig geblieben, sondern sie hat dafür auch den Gegenbeweis sogar selbst erbracht (siehe das oben zitierte Schreiben des Generalkommandos in Nürnberg vom 3. April 1916).


Wir, die wir ohne Voreingenommenheit und Leidenschaft nur der geschichtlichen Wahrheit dienen und alle Dokumente der damaligen Zeit zur Verfügung haben, verstehen nicht, warum die Staatsmänner der damals gegen Deutschland verbündeten Länder Nebenepisoden wie die verfrühte Extraausgabe des Lokal-Anzeigers zum Gegenstand langer Erörterungen machten, anstatt den deutschen Reichskanzler auf solche und ähnliche „Emser Depeschen“ hinzuweisen. Nach 27 Monaten Krieg war man hüben und drüben endlich zu der Einsicht gelangt, dass man die Friedenbedingungen abhängig machen müsse von der Feststellung der Schuld am Kriege. Erfreulicherweise hatte sich auch Herr von Bethmann Hollweg und die gesamte deutsche Presse zu dieser Auffassung bekannt und sich bereit erklärt, an der vernunftgemäßen Beantwortung der Schuldfrage mitzuhelfen. Unter diesen Umständen hätte es für die Staatsmänner der Vierverbandsländer nur eine Frage an den deutschen Reichskanzler geben sollen: Mit welchen handgreiflichen, juristisch beweisbaren und bewiesenen Tatsachen kann die deutsche Regierung erhärten, dass sie „tatsächlich angegriffen“ war? Vermittelst welcher vollwertigen Dokumente kann sie beweisen, dass jene „amtlichen Meldungen“ der deutschen und österreichischen Regierungen, die wir für „Emser Depeschen“ halten, in Wahrheit keine „Emser Depeschen“ waren? Wenn man uns unwiderlegbar bewiese, dass Deutschland „tatsächlich angegriffen“ wurde und einen heiligen Verteidigungskrieg führt, dann sind wir bereit, unsere Friedensbedingungen dieser Tatsache anzupassen und einen Frieden zu schließen, der Deutschland vor ähnlichen Angriffen in der Zukunft schützt.


Und wenn andererseits Herr von Bethmann Hollweg „kein Tribunal zu scheuen“ hatte und gleichfalls der Meinung war, dass die Feststellung der Schuld (die aber innerhalb der kritischen zwölf Tage festgestellt werden muss) eine Vorbedingung für den Beginn von Friedensverhandlungen sein müsse, warum hat er solchen Fragen und Verdächtigungen nicht vorgegriffen? Warum ist er nur immer (ganz wie seine Widersacher) auf Neben- und Einzelerscheinungen der kritischen zwölf Tage eingegangen?


Angriffs- oder Verteidigungskrieg? Das ist hier die Frage. Man kann sie nicht mit allgemeinen Behauptungen beantworten, sondern nur mit geschichtlich beweisbaren und bewiesenen Tatsachen. Entweder also erbrachte Herr von Bethmann Hollweg den Beweis, dass jene „amtlichen Meldungen“ (und seine Reichstagsrede vom 4. August 1914) keine „Emser Depeschen“, sondern wahrheitsgemäße Darstellungen von Tatsachen waren … Dann hätten wir weiter untersuchen können, inwieweit seine These (Deutschland sei heimtückisch überfallen worden) richtig ist. Oder aber, er erbrachte diesen Tatsachenbeweis nicht (und er hat ihn, leider! nie erbracht), dann aber ist es klar, dass jene amtlichen Meldungen freie Erfindungen waren, die nur den Zweck haben konnten, dem deutschen Volk einen offenbaren Angriffskrieg als Verteidigungskrieg hinzustellen. Ist das aber bewiesen (und es ist heute bewiesen), dann ist auch alles, was der deutsche Reichskanzler von der russischen Generalmobilisation, von seinen Bemühungen, in Wien einen Druck zugunsten des Friedens auszuüben usw. sagte, von vornherein hinfällig und bedarf schon darum keiner eigentlichen Widerlegung mehr.


Es ist eine bemerkenswerte Tatsache, dass diese Frage nach der Schuld am Kriege den damaligen Staatsmännern und Politikern so viel Anlass zum Sprechen und Schreiben bot und doch erst nach Jahren auf jenen Punkt kam, auf den sie gleich hätte kommen müssen. Denn schon damals hätte die Feststellung der Schuld ebenso leicht sein müssen wie heute. Wir besitzen nämlich heute nach fünfzig Jahren keine wesentlich anderen Dokumente über die Vorgänge jener kritischen zwölf Tage als unsere Vorfahren des großen Krieges. Hätten sich die Staatsmänner der damaligen Zeit die Mühe gegeben, klar und unzweideutig über Schuld und Ziel des Krieges zu sprechen; hätten sie, statt ihre Zeitgenossen mit langatmigen Erörterungen über Nebenerscheinungen zu ermüden, überall gleich die Kernpunkte herausgegriffen und präzise Fragen gestellt, auf die die Gegenseite ebenso präzis hätte antworten müssen, der Weltkrieg wäre wahrscheinlich um mehrere Monate abgekürzt worden. So aber tobte neben dem Krieg der Kanonen und Bajonette ein hoffnungsloser und nachgerade langweiliger Krieg der Federn und Zungen über eine Frage weiter, deren Beantwortung wirklich ein sehr einfaches juristisches Problem war.


*


Aus dem heute (und damals schon) vorliegenden diplomatischen und allgemein geschichtlichen Beweismaterial ergibt sich also die unumstößliche Gewissheit, dass dieser entsetzliche Krieg nicht Schicksal und Notwendigkeit, sondern Vorsatz und Wille, auf alle Fälle aber kein heiliger Verteidigungskrieg Deutschlands gegen feindliche Überfälle war.


Ein aufmerksames Studium der deutschen Literatur der damaligen Zeit hat uns zudem die Überzeugung aufgedrängt, dass Deutschland einen offenbaren Eroberungskrieg führte. Wir sehen hier ganz von der geschichtlichen Tatsache ab, dass Preußen niemals einen siegreichen Krieg ohne Land- oder Gelderwerb geführt hat. Obgleich dies eine Merkwürdigkeit ist, die Preußen mit keinem anderen Land teilt, gilt sie uns hier nicht als Beweis. Wenn aber, wie dies im Weltkrieg der Fall war, ein „tatsächlich angegriffenes“ Land gleichzeitig mit seinen Beteuerungen, es sei schmählich überfallen worden, ungeheure Annexionsprojekte zutage fördert, die großen Anklang im Volk finden und sich des offenbaren Wohlwollens der leitenden Staatsmänner erfreuen, so ist das einigermaßen bedenklich. Wer, wie die deutschen Intellektuellen und Politiker der damaligen Zeit, im gleichen Atemzuge von Verteidigung und Eroberung spricht, für den ist die Idee der Verteidigung offenbar nur ein Vorwand.


Kaum waren die ersten Schläge gegen das arme Belgien gefallen, als auch schon die maßgebendsten Leute in Deutschland die Annexion Belgiens forderten. Die ersten dreißig Monate des Weltkrieges waren in einem gewissen Sinne zwar siegreich für Deutschland verlaufen, aber aus guten Gründen hatte die deutsche Regierung die Diskussion der Kriegsziele verboten. Erstens konnte sie ihre sowieso schon recht mühsam aufgebaute Fabel vom Verteidigungskrieg nicht gleich durch die Bekanntgabe ihrer Eroberungsabsichten selbst als Fabel hinstellen; zweitens aber sah sie klar, dass der Krieg nicht zu Ende sei und dass Deutschland, nachdem einmal der erste Anhieb missglückt war, nie in die Lage kommen würde, überhaupt etwas zu annektieren. Es half nichts. Je mehr sich die deutschen Scheinerfolge häuften, umso mehr häuften sich die Stimmen, die den armen Reichskanzler um Freigabe der Kriegszieldiskussion bestürmten. Und da ihm die elementarste Klugheit Schweigen gebot, weil der Bär, dessen Fell jene in ihrer Siegesgewissheit beständig verteilten, ja noch gar nicht erlegt war, so verdächtigten und beschimpften sie ihn in der niedrigsten Weise. Es war ein zugleich lächerliches und beschämendes Schauspiel, das Deutschland damals der Welt bot.


Das deutsche Volk glaubte, einen heiligen Verteidigungskrieg gegen einen ruchlosen Überfall des „Länderverteilungssyndikats“ zu führen (so nannte man den Dreiverband in Deutschland) und musste volle zwei Jahre lang (solange die Kriegslage für Deutschland günstig war) zusehen, wie sich jeden Tag neue Länderverteilungssyndikate in Deutschland bildeten. Die einen träumten von einem „größeren Deutschland“ von Antwerpen bis Bagdad, die anderen von der „Befreiung“ der Flamen, Balten, Polen und Letten, die dritten von dem Erwerb reicher Kohlen- und Eisengruben in Nordfrankreich, von den französischen Kolonien in Nordafrika, von einem seebeherrschenden deutschen Weltreich und vielen anderen herrlichen Dingen.28 Zum Segen Europas wurde ihnen schließlich durch den Ausgang des Krieges das gefräßige Maul gestopft. Denn wären ihre Pläne verwirklicht worden, dann hätten wir statt des friedlichen Europas, das wir seit fünfzig Jahren besitzen und das wir für die kommenden Generationen mit immer sichereren Friedensgarantien zu umgeben bestrebt sind, wieder denselben Zustand der Riesenrüstungen und Gewaltpolitik in Europa bekommen, wie er von 1871 bis 1914 zum Unheil der Völker bestanden hatte. Denn das sicherste Mittel zur Vorbereitung und „Unvermeidbarkeit“ der Kriege sind Annexionen gegen den Willen der Annektierten.


Die Eroberungspläne der damaligen sogenannten Pangermanisten waren so ungeheuerlich, dass ein Finanzminister, der auf die Idee gekommen wäre, den pangermanistischen Größenwahn zu besteuern, indem er etwa für jeden Quadratmeter Land, den die Herren zu annektieren wünschten, eine Mark verlangt hätten, mit dieser Annexionssteuer sämtliche deutschen Kriegskosten gedeckt und Leute wie Rohrbach, Bassermann, Chamberlain, Reventlow, Harden und hundert andere zu armen Teufeln gemacht hätte.


Es bedurfte der deutschen „Siege“ der ersten dreißig Kriegsmonate, um uns die erschreckende Maßlosigkeit der pangermanistischen Ländergier voll vor Augen zu führen. Gewisse Bücher, die die tollsten Annexionsforderungen aufstellten, erlebten Auflagen von 200 000 Exemplaren und mehr. Selbst zahlreiche und bis dahin als normal geltende deutsche Sozialisten erlagen dieser Kinderkrankheit. Leute wie Lensch, Kolb, Geck, Adelung, Quarck, Landsberg, Südekum, Heine, Hänisch und viele andere sogenannte Sozialisten bespuckten zynisch das Vermächtnis ihrer großen Vorväter Marx und Bebel und sprachen wie die erstbesten Pangermanisten von „Grenzverbesserungen“, „Sicherheiten für unsere Existenz“, „Garantien gegen künftige Überfälle“ usw.29 In einer Zeit, als der Krieg schon eine bedenkliche Wendung für Deutschland angenommen hatte, verlangten Fürstlichkeiten wie der König von Bayern, angesehene Industrie- und Wirtschaftsverbände, führende Zeitungen und Politiker noch immer mit einer Selbstverständlichkeit Eroberungen und Machtzunahme, die uns beweist, dass das Lächerliche und Barbarische damals in Deutschland offiziell noch als das Patriotische galt.30


Heute, wo wir das glücklich-unglückliche Ende dieses Weltkrieges für Deutschland kennen, wirft diese ganze ungeheure Literatur nicht nur ein bedauerliches Licht auf die Lächerlichkeit und Großmäuligkeit der damaligen Sprecher der deutschen Nation, sondern sie ist vor allen Dingen, wie gesagt, auch das klarste Dementi, das diese Leute selbst der offiziellen These eines heiligen Verteidigungskrieges gegeben haben. Wer an der Hand dieser ungeheuren Literatur, in der der Länder- und Geldraub als ein ganz selbstverständliches Ereignis eines „uns aufgenötigten heiligen Verteidigungskrieges“ behandelt wird, noch länger über den wahren Sinn dieses Krieges Zweifel hegt, dessen Einfalt muss man belächeln.


Es gab damals, soweit wir blicken können, nur einen angesehenen Mann in Deutschland, Maximilian Harden, der den Mut hatte, sich offen zu seinen alten Ideen zu bekennen, das heißt, der den lange herbeigesehnten Eroberungskrieg auch so nannte, als er endlich ausgebrochen war:


„Endet drum die bärmiglichen Versuche, Deutschlands Tat zu entschuldigen. Endet auch das niedrige Geschimpf auf die Feinde.


Nicht als willenlos Übertölpelte haben wir das ungeheure Wagnis dieses Krieges auf uns genommen. Wir haben es gewollt. Weil wir wollen mussten und durften. Der Teutonenteufel würge die Winsler, deren Bitte um Entschuldigung uns, in den Wundern hohen Erlebnisses, lächerlich macht. Wir stehen nicht, stellen uns nicht vor Europens Gericht. Unsere Macht soll in Europa neues Recht schaffen. Deutschland schlägt. Wenn es seinem Genius neue Bezirke erobert, preist die Priesterschaft aller Götter den guten Krieg …


Wir führen den Krieg nicht, um Sünder zu strafen, auch nicht um geknechtete Völker zu befreien und uns dann am Bewusstsein uneigennützigen Edelsinns zu rösten. Wir führen ihn vom Fels der Überzeugung aus, dass Deutschland nach seiner Leistung weiteren Erdenraum und weitere Wirkensmöglichkeit fordern darf und verlangen muss. Spanien und die Niederlande, Rom und Habsburg, Frankreich und England besaßen, beherrschten, besiedelten große Strecken des fruchtbarsten Bodens. Nun schlug die Stunde deutscher Vormacht.“ (Zukunft, 17. Oktober 1914).


In der Tat: Der diplomatische Ursprung dieses Weltkrieges, die von der deutschen Regierung selbst aufgestellten und zugegebenen Widersprüche und Fälschungen in Sachen des „tatsächlichen Angriffs“ sowie die nach Annexionen verlangende Riesenliteratur und die bis in die Reihen der deutschen Sozialisten hinein grassierende Annexionswut, nötigen uns zu der für uns Deutsche gewiss betrübenden, aber historisch unumstößlich bewiesenen Tatsache, dass noch kein Krieg der Neuzeit deutlicher den Stempel eines Eroberungskrieges trug als der, den Deutschland am 1. August 1914 gegen die halbe Welt begann.
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23 Textdarbietung hier mit freundlicher Unterstützung von Helmut Donat aus: Hermann FERNAU, Paris 1914. Tagebuch eines deutschen Republikaners und Pazifisten (25. Juli – 22. September 1914). Herausgegeben, kommentiert & mit Beiträgen von Helmut Donat und Lothar Wieland. Bremen: Donat Verlag 2014, S. 197-222. – „Hermann Fernau, 1883 in Breslau geboren, lebt seit 1903 als Journalist, Übersetzer und Buchautor in Paris. 1915 emigriert er in die Schweiz, wo er zunächst von Basel, dann von Zürich aus, die deutsche Kriegspolitik bekämpft. In Deutschland verfemt, in der Welt überaus geschätzt, gibt er 1919 die Wochenschrift ‚Der Weltbürger‘ heraus, in der er u.a. sein Kriegstagebuch veröffentlicht. Sein Versuch, nach dem Krieg in Deutschland Fuß zu fassen, misslingt. Ebenso scheitert sein Plan, wieder in Paris zu arbeiten. Die französische Regierung erteilt ihm wegen seiner scharfen Kritik an ihrer Nachkriegspolitik Einreiseverbot. Schließlich lässt Fernau sich mit seiner Frau 1920 in Berlin nieder, wo er 1935 unter ungeklärten Umständen stirbt.“ (Donat-Verlag)


24 Um unter hunderten nur ein Beispiel herauszugreifen: Professor Hermann Oncken schreibt: (Deutschland und der Weltkrieg, Berlin 1915, S. 540). „Es konnte nicht anders sein, als dass die schwer verletzte Großmacht, die solange die Bedrohung mit Langmut ertragen hatte, sich in diesem Moment erhob. Nicht eine Frage des äußeren Prestiges, sondern ihrer Existenz stand auf dem Spiele, wenn sie diesen Angriff hinnahm.“ – Welche juristisch stichhaltigen Beweise hat Professor Oncken dafür, dass Österreichs „Existenz auf dem Spiele stand“?


25 In meinen Buch „Gerade weil ich Deutscher bin!“ (bei Orell Füßli, Zürich 1916) habe ich, S. 48-51, einige der Vorfragen formuliert, die man stellen muss, ehe man zur Besprechung der russischen Mobilisation gelangt. – Siehe hierzu auch S. 40-43 des gleichen Buches die Antwort auf eine Broschüre von Dr. Helfferich. (Im Widerspruch zu Herrn von Bethmann Hollwegs Darstellung sagt übrigens sein Mitarbeiter Helfferich, die russische Mobilisation sei „am 31. Juli frühmorgens“ angeordnet worden.) – Ferner heißt es im deutschen Weißbuch (S. 13), dass die russische Generalmobilmachung „bereits am Vormittag“ (des 31. Juli) angeordnet wurde. – Auf die Frage also: Wann hat die russische Generalmobilmachung stattgefunden? antwortet das deutsche Weißbuch: „am Vormittag“ des 31. Juli, Dr. Helfferich: „frühmorgens“ am 31. Juli, und der Reichskanzler: „in der Nacht vom 30. auf den


31. Juli“! Drei offizielle deutsche Darstellungen enthalten drei Widersprüche. Welcher soll man glauben?


26 Vergleiche hierzu auch die Darstellung im Buche „J’accuse“ (bei Payot & Co., Lausanne), S. 276; sowie J.W. Headlam, „Zwölf Tage Weltgeschichte“ (bei Payot & Co.), S. 211.


27 In welcher Weise der damalige Reichskanzler mit den Tatsachen umsprang, erhellt daraus, dass er in seiner Rede vom 9. November 1916 die Nr. 51 des österreichischen Rotbuches (Note des Grafen Berchtold an die österreichischen Botschafter in London und Petersburg) als Antwort an jene nach Wien gegebenen Instruktionen hinzustellen wagt. Von dieser Nr. 51 zitierte er aber wohlweislich nur einen Teil und ließ den dritten Absatz ganz fort. Aus dem dritten Absatz dieser Nr. 51 ist nämlich ersichtlich, dass die Nr. 51 eine (übrigens nichtssagende) österreichische Antwort auf die Nr. 84 des englischen Blaubuches ist (Vorschlag einer Konferenz zu vieren in London), auf keinen Fall also eine Antwort oder gar Folgeleistung der „damals“ von Berlin nach Wien gegebenen Instruktion sein kann. (Denn diese bezieht sich, wie aus ihrem Inhalt hervorgeht, auf die Nr. 88 des englischen Blaubuches: Vermittlungsaktion der Mächte nach Besetzung serbischer Gebiete durch Österreich.)


28 Bereits im Sommer 1915 forderten die sechs namhaftesten deutschen Wirtschaftsverbände (Bund der Landwirte, Deutscher Bauernbund, Westfälischer Bauernverein, Zentralverband deutscher Industrieller, Bund der Industriellen und Reichsdeutscher Mittelstandsverband) in einer Eingabe an den Reichskanzler die Annexion Belgiens, Nordfrankreichs, der baltischen Provinzen usw. usw. – Eine Eingabe der deutschen Hochschullehrer stellte ähnliche Forderungen. – Eine vom März 1916 datierte Eingabe an den Bundesrat („Richtlinien für Wege zum dauernden Frieden“) fordert die Annexion Belgiens, die „Erwerbung einer militärisch möglichst günstigen Grenze unter Einbeziehung der für uns unentbehrlichen Grubengebiete“ gegenüber Frankreich, die „möglichste Zurückdrängung Russlands aus den nicht von Großrussen bewohnten Gebieten“, die „Einräumung eines möglichst zusammenhängenden Kolonialbesitzes in Afrika“ usw. usw. Eine zusammenfassende Darstellung der deutschen Annexionsforderungen ist im Verlage Payot & Co., Lausanne (Das Annexionistische Deutschland, bearbeitet von Salomon Grumbach) erschienen. Das in diesem Band zusammengetragene authentische Material ist in seiner Überfülle erstaunlich und für jeden demokratisch gesinnten Deutschen beschämend.


29 So schreibt zum Beispiel der Abgeordnete Hänisch (Vorwärts, 6. September 1916): „Was aber die vielberufenen Annexionen anbetrifft, habe ich für meine Person nie ein Hehl daraus gemacht, dass ich im Interesse des deutschen Volkes und insbesondere der Arbeiterschaft eine weitgehende Hinausschiebung unserer Grenzen gegen Osten hin für ein höchst erstrebenswertes Kriegsziel halte, etwa bis zur Narewlinie.“ Und einige Sätze weiter: „Darum erkläre ich rund heraus, dass nach meiner Auffassung die Friedensziele der Sozialdemokratie etwa in derselben Richtung zu liegen haben, wie diejenigen Friedensziele, welche der Reichskanzler in seiner bekannten Rede vom 9. Dezember 1915 und später entwickelt.“ – Ähnliche Äußerungen bekannter führender Sozialdemokraten finden sich in den „Sozialistischen Monatsheften“, im „Hamburger Echo“, in der „Chemnitzer Volksstimme“ und anderen Parteiorganen.


30 Selbst als die Kriegslage schon so hoffnungslos geworden war, dass der Reichskanzler in seiner vorerwähnten Rede vom 9. November 1916 bereits erklären musste, er habe „die Annexion Belgiens nie als unsere Absicht bezeichnet“, verlangten die Redner des Zentrums, der Nationalliberalen und Konservativen noch immer, dass Belgien politisch, militärisch und wirtschaftlich in deutscher Hand bleibe.





Das Märchen vom lieben Gott


Brief an Kaiser Wilhelm II., 20. Januar 191831


Heinrich Vogeler


Ich beete, dass diese Worte der Kaiser liest,


dann mag er die Feigheit [haben,]


mich erschiessen zu lassen.


Ich gehe gern[,] um bei ihm zu sein,


sein ganzes Leben!


Schon lang, als das Jahr 1917 dem Ende zuging, sah man in Deutschland überall die seltsamsten Erscheinungen am Himmel und unter den Menschen. Das Merkwürdige aber war, dass am Spätnachmittag des 24. Dezember auf dem Potsdamer Platz von vielen Menschen der liebe Gott gesehen worden ist. Ein alter trauriger Mann verteilte Flugblätter. Oben stand: Friede auf Erden und den Menschen ein Wohlgefallen, und darunter in lapidarer Schrift die zehn Gebote. Der Mann wurde von den Schutzleuten aufgegriffen, vom Oberkommando der Marken wegen Landesverrat standrechtlich erschossen. Einige Aufnehmer des Flugblattes, die die Worte des alten Mannes verteidigten, kamen ins Irrenhaus.


Gott war tot.


Ein paar Tage darauf waren unsere großen Feldherrn nach Berlin gekommen, mit der festen Absicht, durch Wort und Tat die Welt von Elend und Blut zu erlösen. So kamen sie mit den Vertretern der Friedenskonferenz zusammen. Sie kamen überein, die Welt mit dem Schwerte in der Hand vor sich in die Knie zu zwingen, erhoben sich selber zum bluttriefenden Götzen, aus dessen selbstherrlicher Hand die Menschheit ihre Gesetze empfangen sollte. Da sahen sie plötzlich, wie der totgeglaubte Mann vom Potsdamer Platz mitten unter ihnen stand und stumm auf seine zehn Gebote wies. Aber niemand wollte die ärmliche Erscheinung kennen. Da gab er sich zu erkennen und war fast seines Triumphes froh, denn er glaubte ja an die Menschheit. Der Kaiser und die Feldherrn führten seinen Namen in ihren Telegrammen, die Krieger trugen ihn auf dem Bauche, die Feldprediger hatten die schwersten Verbrechen der Menschheit durch seinen Namen geheiligt. Da aber sah Gott, dass man ihn gar nicht kennen wollte, dass man von ihm sich nur eine prunkende Form, eine Uniform behalten hatte, und aus der glotzte das goldene Kalb und beherrschte die Welt.


Da verließ Gott die Friedensversammlung und machte den ordenbesternten Götzen Platz, denn Gott will nicht siegen, Gott ist.


Die Götzen aber führten das Volk immer tiefer ins Elend und erweckten weiter Hass, Bitternis, Zerstörung und Tod, und wie sie nichts mehr hatten außer blechernden Schmucksternen und Kreuzen, verschenkten sie das gestohlene Gut ihren Völkern. Da ging Gott zu denen, die zusammengebrochen waren unter der Bürde der Leiden, unter Hass und Lügen: Es gibt über euren Götzen einen Gott, es gibt über eurem Fahneneid meine ewigen Gesetze. Es gibt über eurem Hass die Liebe.


Da gaben die Krüppel ihre blutstinkenden grauen Kleider, ihre Orden und Ehrenzeichen zurück an den Gott des Mammons, gingen unter das Volk und entheiligten die Mordwaffen und vernichteten sie. Gott aber ging zum Kaiser: Du bist Sklave des Scheins. Werde Herr des Lichtes, indem du der Wahrheit dienst und die Lüge erkennst. Vernichte die Grenzen, sei der Menschheit Führer. Erkenne die Eitelkeit des Wirkens. Sei Friedensfürst, setze an die Stelle des Wortes die Tat, Demut an die Stelle der Siegereitelkeit, Wahrheit anstatt Lüge, Aufbau anstatt Zerstörung. In die Knie vor der Liebe Gottes, sei Erlöser, habe die Kraft des Dienens Kaiser!





31 Friedensappell, den der in Bremen geborene Künstler und Sozialist Heinrich Vogeler (1872-1942) „noch während des Krieges Anfang Januar 1918 schrieb und an Kaiser Wilhelm II schickte. Diese Aktion hatte glücklicherweise nur Vogelers Einweisung in eine Irrenanstalt zur Folge und nicht die sofortige Erschießung als Landesverräter, wie es Ludendorff forderte.“ (Quelle & Faksimile: https://www.heinrich-vogeler.de/friedensbrief/) – Literaturhinweis: Bernd STENZIG, Das Märchen vom lieben Gott. Heinrich Vogelers Friedensappell an den Kaiser im Januar 1918. Bremen: Donat-Verlag 2018.





Der ‚Christus‘


des Garnisonspfarrers


Eine literarische Wortmeldung


von Erik Peterson im Jahr 1919


Aus dem Sonntagsblatt


des Badischen Volkskirchenbundes


[pb] In seiner bedeutsamen Studie zum Friedens- und Kriegsdiskurs im deutschen Protestantismus in der Weimarer Republik schreibt Reinhard Gaede: „Die Kraft zum Widerspruch gegen den Nationalprotestantismus positiver und liberaler Provenienz ziehen die protestantischen Demokraten und religiösen Sozialisten [nach dem ersten Weltkrieg] aus der Besinnung über die Bergpredigt, das Leben Jesu und Kreuz Christi. – Das Organ des (religiös-sozialistischen) Badischen Volkskirchenbundes druckt im Dezember 1919 eine dichterische Vision im Stile Jean Pauls ab. Erik Peterson hat sie verfasst. Thema sind die Prozessakten eines Soldaten, der 1916 wegen des Zwischenrufes ‚Du sollst nicht töten‘ im Kriegsgottesdienst zu drei Jahren Gefängnis verurteilt worden ist und in der Haft verstarb.“32 Die literarische Wortmeldung des – später konvertierten – evangelischen Theologen Erik Peterson (1890-1960) trägt den Titel „Der Himmel des Garnisonspfarrers“33 und gehört zu den schärfsten deutschsprachigen Absagen an das nachkonstantinische Militärkirchenwesen:




„„Ich las kürzlich die Akten eines Prozesses, in welchem ein Soldat im Jahre 1916 vor dem Gouvernements-Gericht Grodno angeklagt war, weil er während des evangelischen Gottesdienstes – als der Garnisonspfarrer von der Begeisterung in den denkwürdigen Augusttagen 1914 gesprochen hatte – sich zu dem Zwischenrufe hatte hinreißen lassen: „Du sollst nicht töten!“ Das Gericht verurteilte den bisher noch Unbescholtenen, dessen Zwischenruf nach richterlichem Urteil nicht als Aufwiegelung betrachtet werden konnte, wegen öffentlicher Störung des Gottesdienstes zu der Höchststrafe von drei Jahren Gefängnis, „in Erwägung, dass in der jetzigen schweren Zeit, die des Gottesdienstes so notwendig bedarf, jede Störung als besonders schweres Vergehen erscheinen muss“.


Der Verurteilte legte ein ärztliches Zeugnis vor und bat um Milderung der Strafe, weil er sonst nicht lebend das Gefängnis verlassen würde. Umsonst. Die Strafe blieb. Der Pfarrer erklärte, es handelte sich um einen „völlig verhetzten, zielbewussten Sozialdemokraten“, der den Zwischenruf absichtlich herbeigeführt habe, „um auf längere Zeit ins Gefängnis zu kommen und sich dem Dienst für das Vaterland an der Front zu entziehen“. Er wanderte ins Gefängnis und war nach zwei Jahren tot.


Nehmen wir nun an, der Garnisonspfarrer sei zur selben Stunde gestorben – es ist nur eine dichterische Möglichkeit, im Übrigen wünschen wir, dass der Garnisonspfarrer noch recht lange lebe und sich eines guten Gewissens erfreue –, nehmen wir es also an, so wäre ja der Fall denkbar, dass beide zur selben Zeit an der Himmelstür erschienen wären. Der Garnisonspfarrer hätte den Angeklagten bei der Hand genommen und ihn zu dem Sohne Gottes, zu dem allerhöchsten Gerichtsherrn, geführt, den er ja schon seit langem kannte. Dann wäre Jesus ohne Zweifel auf einen Wink des Garnisonspfarrers drohend auf den Soldaten zugegangen und hätte ihm gesagt: „Was, du wagst es, einen christlichen Gottesdienst durch Erinnerung eines göttlichen Gebotes zu stören! Gebote sind für die Kinder da, welche sie auswendig zu lernen haben, für Erwachsene aber ist die frohe Botschaft bestimmt, welche die Waffen einsegnet, hast du das noch nicht begriffen? Hat dir denn dein Pfarrer nie gesagt, dass du das Vaterland über alles zu stellen hast, auch über die Gebote des Katechismus? Hast du nie das Wort des ,Gottesmannes‘ Luther gehört, welcher sagt, das ,Kriegs- und Schwertamt‘ sei ein an sich göttliches Amt und ,der Welt so nötig und nützlich wie Essen und Trinken‘? Begreife es doch, wenn du essen und trinken willst, so musst du auch töten, lügen, betrügen, Politik treiben und Gewalt antun! Dein Arzt hatte recht, als er in seinem Gutachten schrieb, dass du durch ,komplizierte Schrift- und Machwerke auf religiösem und politischem Gebiet‘ glaubtest, ,das Alleinseligmachende und Menschenbeglückende gefunden zu haben, dabei aber die Hälfte davon nur verdaut hast‘. Begreife es doch: die eine Hälfte heißt: Du sollst nicht töten. Die andere Hälfte aber heißt: Du darfst töten, um Geld und Gut zu verteidigen – zumal wenn du selber keines hast. Berufe dich doch nicht auf die Bibel. Man muss sie richtig verstehen. Man muss sie so verstehen, wie Staats- und Militärbeamte sie verstehen und auf der Kanzel auslegen. Du behauptest, ich hätte mich früher anders geäußert? Das ist ein Irrtum. Ich habe nicht den Armen, sondern den Reichen selig gepriesen, nicht den Friedfertigen, sondern den, der die meisten Kanonen und die besten Giftgase hat. Ich habe nie etwas für die Barmherzigkeit übrig gehabt, sondern war immer der Meinung, dass in dem Leben, das ihr auf der Welt zu führen habt, Unbarmherzigkeit die beste Barmherzigkeit ist. Ich habe auch stets gesagt, es sei besser, Hammer als Amboss zu sein, besser Unrecht zu tun, als Unrecht zu leiden, besser um der Ungerechtigkeit willen gelobt, als um der Gerechtigkeit willen verfolgt zu werden. Begreife es doch: die Menschen sind nicht dazu da, um einander zu beglücken, sondern um sich zu beunglücken, nicht um selig, sondern um unselig zu werden. Und darum bin ich in die Welt gekommen. Frage doch den Pfarrer, der neben dir steht. Hat er jemals etwas anderes gepredigt, als was ich dir jetzt sage? Du hast dich bei ihm beklagt, dass du in der Woche geschunden, am Sonntag aber in der Kirche mit Freund und Bruder tituliert seist. Du Tor! Weißt du denn nicht, dass die Menschen nur einmal in der Woche, am Sonntag zwischen 10 und 11 eine Stunde lang Brüder sein dürfen? Du willst mir wohl meine Vergangenheit vorhalten? Du sagst, ich hätte doch das Ende aller Dinge und die Nähe des Reiches Gottes verkündigt. Ich weiß nicht, ob das richtig ist. Viele Theologen bestreiten es. Vielleicht habe ich es getan. Wenn ich es wirklich getan haben sollte, so habe ich seitdem eben umgelernt. Du dachtest wohl, dass man im Himmel nicht mehr umlerne? Du irrst. Man entwickelt sich nicht nur auf Erden, sondern auch im Himmel. Wenn du erst längere Zeit bei uns sein wirst, wirst du merken, welche Fortschritte wir im Himmel gemacht haben. Ich habe Mitleid mit der Schwäche deines Geistes. Du bist lungenkrank und wirklichkeitsfremd. Nein, ich muss dir jetzt gleich unsere Fortschritte zeigen. Komm, steige mit mir auf diesen Berg. Der Garnisonspfarrer kann hier unten stehenbleiben, er weiß ja schon lange Bescheid. Er hat ja studiert. Also komm mit. Du wunderst dich, dass der Himmel anders aussieht, als wie du es dir vorgestellt hattest? Du vermisst etwas? Du kannst nicht darauf kommen, was es ist? Kind, ich will es dir ins Ohr sagen, und dann wirst du alles begreifen. Wir haben die große Kluft, die zwischen Himmel und Erde war, zuschütten lassen. Jahrhunderte haben wir gebraucht, um diesen größten aller Fortschritte zu erreichen. Jetzt ist das Verkehrshindernis beseitigt! Siehe, jetzt sind alle im Himmel, alle in der Hölle!“


Da aber schrie der Mensch mit seinem ganzen Leibe: „Satan, hebe dich weg von mir!“ Und Satan, der sich in einen Engel des Lichtes, ja in den Sohn Gottes verstellt hatte, entwich, und sein Blendwerk zerrann und sein Ort wurde offenbar.““





Erik Peterson stand 1919 der USPD nahe, die sich aufgrund der Ablehnung der Kollaboration der meisten sozialdemokratischen Parlamentarier mit der Kriegsapparatur des Kaiserreiches gebildet hatte. Barbara Nichtweiß macht in ihrem gründlichen Kommentar zur Erzählung „Der Himmel des Garnisonspfarrers“ auf die biographischen Hintergründe und die Raffinesse von Petersons Kritik am Kriegsprotestantismus aufmerksam: „Am 6. Oktober 1914, wenige Monate nach Ablegung seiner theologischen Examina, wurde er [E. Peterson] zum Militärdienst eingezogen, allerdings nicht in die tödlichen Schützengräben, sondern zum Wachdienst an der friedlichen dänischen Grenze. Hier könnte er selbst mit einem Garnisonspfarrer in Berührung gekommen sein, wurde die Zahl der Militärgeistlichen in den Kriegsjahren doch rasch vervielfacht. Die Kasernenerfahrungen verliefen für den zartbesaiteten jungen Peterson ebenso kurz wie traumatisch. Einzelheiten sind wenige überliefert, jedenfalls wurde er nach einem Selbstmordversuch bereits am 14. Dezember mit der Diagnose ‚geisteskrank‘ aus dem Militärdienst wieder entlassen. […] Es ist ein geschicktes Stilmittel, dass er in seiner Parabel die theologische Kriegsrhetorik weniger der Figur des Garnisonspfarrers zuteilt, sondern sie auf den (Pseudo-)Christus als himmlischem Alter Ego des Garnisonspfarrers überträgt. Der Widerspruch zwischen der Botschaft Jesu und den Kriegspredigten seines irdischen Fußvolkes wird dadurch wirkungsvoll gesteigert, bis hin zum Widerruf der Bergpredigt. In dieser Rede sind Schlagworte und Phrasen damaliger Kriegspredigten komprimiert, aber auch theologische Klimmzüge, die der Vereinbarkeit des eigentlich doch Unvereinbaren dienen sollen.“34


In Kenntnis des kirchlichen Bellizismus 1914-1918 kann man den Text „Der Himmel des Garnisonspfarrers“ leider nicht als Überzeichnung einsortieren. Die Theologen führten sogenannte „Lebensgesetze“ der herrschenden Weltzeit wider die Botschaft Jesu an und betrachteten den Krieg als „gottgewollt“!


Barbara Nichtweiß hält es für möglich, dass Erik Peterson seine Parabel in Kenntnis eines 1918 veröffentlichten Textes von Theodor Haecker verfasst hat, der folgende Passage enthält: „Wenn ein ganz einfacher Mensch und Christ […] von sich aus, nein, nicht von sich aus, sondern vom Geist Gottes angetrieben, etwa in der Kirche vor der Fahnenvereidigung […] oder vor Fürsten und Generälen sagen würde: dasselbe, was der Papst sagt: dieser Krieg ist eine ehrlose Menschenschlächterei, […] da spräche ein Heiliger und hätte sein Amt nur von Gott.“35





32 Reinhard GAEDE, Kirche – Christen – Krieg und Frieden. Die Diskussion im deutschen Protestantismus in der Weimarer Republik. Bremen: Donat Verlag 2018, S. 65. (Dieses Werk ermöglicht Einblicke in erschreckende Kriegsdiskurse des Nationalprotestantismus – unverdrossen auch nach 1919.)


33 Veröffentlicht in: Christliches Volksblatt. Hrsg. vom Badischen Volkskirchenbund, Nr. 11 (Dezember) 1919, S. 2-4. – Zuvor ist der Text jedoch bereits, wie Barbara Nichtweiß vermerkt, im kulturkritischen Innsbrucker Magazin „Der Brenner“ VI (Jg. 1919, S. 62-64) erschienen. (Die Ausgaben dieser Zeitschrift sind im Internet frei zugänglich: http://corpus1.aac.ac.at/brenner/)


34 Barbara NICHTWEIß: „Der Himmel des Garnisonspfarrers“. Erik Petersons Kritik an der theologischen Kriegsrhetorik. In: Joachim Negel / Karl Pinggéra (Hg.): Urkatastrophe. Die Erfahrung des Krieges 194-1918 im Spiegel zeitgenössischer Theologie. Freiburg – Basel – Wien: Herder 2016, S. 398-413, hier S. 404-405.
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